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Herausgegeben von 
Angehörigen, Freunden 
und Freundinnen 
politischer Gefangener 
in der BRD 


| Skandinavien 


Solidaritäts- 


| kampagne für die 
M RAF-Gefangenen 


Kopenhagen im November 2000 


- Liebe GenossInnen ! 


Wir möchten euch nur mitteilen, das wir 
- - einige dänische und schwedische Au- 
` tonome - uns der Solidaritätskampagne 
für die Gefangenen aus der RAF ange- 
- schlossen haben. Konkret haben wir ein | 
Flugblatt fabriziert, das an der Initiative 
der Volksbühne und der Roten Hilfe- 
` Kampagne anknüpft. Wir haben es u.a. 
verteilt bei dem Kongress über Gefäng- 
- nis/Rassismus/Überwachungsstaat in 
< Stockholm („riv murarna!“ am 27.- 
: 29.0ktober). An diesen Kongress nahmen 
- zwischen 400-500 Menschen teil. Wobei 
- die meisten aus dem anarchistischen und 
- autonomen Miljö Schwedens kamen. Ei- 


_ nige davon auch aus Dänemark (wir !), 


` aus Norwegen, Finnland und Island. U.a. 
nahm Angela Davis als Referentin über _ 
- den GefängnisindustriellenKomplexund 
: politische Gefangenen in der USA daran 
teil. (U.a. über die Situation über Mumia, 
- Leonard Peltier, Linda Evans, übergefan- 
- gene Frauen allgemein, etc. ). 
Die Diskussion in einen Workshop über | 
- politische Gefangene resultierte daraus, 
dass die GenossInnen aus dem anarchi- 
stischen Black Cross Stockholm sich der 
Kampagne für die RAF-Gefangenen an- 
schlossen. Sie werden u.a. Geld einsam- 
meln und an die Rote Hilfe senden. (Ihr 


BLZ 67290000 
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Email: ashstockholm@antifa.net ). 


Wir wünschen euch weiterhin viel Aus- 


dauer und Power für eure Aktivitäten. 


Mit solidarischen Grüssen aus Däne- 


mark: GenossInnen vom Autonomi- 
Kollektiv Email: 
autonomikollektivet@hotmail.com 


Gemeinsam werden wir die Freiheit der 


GenossInnen aus der RAF erkämpfen 
Liebe Grüße an sie alle ! venceremos ! 


Spendenkonto der Roten Hilfe für die 
GEFANGENEN AUS DER RAF: ROTE HILFE 
OG HEIDELBERG, HEIDELBERGER VOLKS- 
BANK; KONTONUMMER: 8731101, 
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Aufruf an bildende 
_ Künstlerinnen und Künstler 
im In- und Ausland! 


Glaubt ihnen nicht, wenn sie euch freund- 
schaftlich auf die Schultern klopfen und sa- 
gen, die Unterschiede wären nicht mehr der 
Rede wert und es bestände kein Anlass mehr 
zu Streitigkeiten, denn dann sind sie ganz 
auf der Höhe ihrer neuen Burgen aus Mar- 
mor und Stahl, von denen sie die Welt aus- 
räubern, unter der Devise, sie verbreiten 
Kultur. 

Unser Ziel ist es, eine Kunstausstellung in 
verschiedenen Städten der BRD zu organi- 
sieren, die der Forderung nach sofortiger 
und bedingungsloser Freilassung der Ge- 
fangenen aus der RAF sichtbaren und spür- 
baren Nachdruck verleiht. 

Die Sehnsucht der Men- 
schen nach einer sozialen $ % 
und gerechten Welt lebt $ 4 
weiter-auchinGemälden, =. $4% 
Skulpturen und Zeichnun- "Res, ;,. 
gen. Die Menschlichkeit, »*,! f 
die Leidenschaften, die o 
Stille und die Liebe, dieaus .* 
euren Kunstwerken 
spricht, kann Menschen 
inspirieren, dem staatliche 
Kalkül, seine Gegner in 
endloser Gefangenschaft 
zu zerstören, entgegenzu- , _ 
treten. | 

Der politische Wille der 
BRD-Justiz, die Gefange- ` 
nen aus der RAF nach 
mehr als 15 und 20 Jahren 
Haft nicht freizulassen, 
steht bis heute wie ein Pan- 
zer vor den Gefängnissen in Aichach, 
Bruchsal, Schwalmstadt, Preungesheim, 
Frankenthal ... 

Jeder weitere Angriff des Staates auf die 
physische und psychische Integrität der po- 
litischen Gefangenen, die fortgesetzte Ver- 
weigerung der Freilassung nach vielen Jah- 
ren der Isolation muss sich vielfältigen po- 
litischen und gesellschaftlichen Kräften ge- 


Zum Hungerstreik politischer Gefangener in der Türkei Seite 7ff. 


genübersehen: 

Menschen, die dieser Quälerei in den 
Knüsten würdig und frei entgegentreten mit 
ihrer Forderung - DIE GEFANGENEN RAUS 
— SOFORT !! 


Das Unrecht geht einher mit sicherem 
Schritt, sagt Brecht im Lob der Dialektik. 
Und wir wissen auch, dass Solidarität ent- 
stehen wird, wenn Menschen sich begeg- 
nen und sich entscheiden, dem Staat die 
Verfügungsgewalt über das Leben der po- 
litischen Gefangenen abzusprechen. Das ist 
unsere Hoffnung, die wir mit euch teilen 


möchten. 
Es würde der Freiheit nutzen, wenn ihr 
mit uns seid - unsere Initiative unterstützt 
mit einem Bild, einer Skulptur, einer Zeich- 
nung. 
Kontakt: 
Freiheit jetzt! 
PF 360442 
10974 Berlin 


16. November 

Wir wollen die Ausstellung „FINGERAB- 
DRÜCKE“ nennen. 

Einerseits als Bezug zu den Gefangenen, 
andererseits und für die Ausstellung kon- 
kreter im Sinne von Peter Hacks: „Kunst- 
werke sind Fingerabdrücke der Seele“. 

Die Volksbühne in Berlin hat den Zeit- 
raum Februar bzw. Anfang März 2001 vor- 
geschlagen. 


Teilnehmende Künstlerinnen und Künstler 
(Malerei, Graphik, Skulpturen, Photogra- 
phie, Installationen, Film): 

Joachim John, Neu Frauenmark 
drei Radierungen 

Thomas J. Richter, Berlin 
Malerei 

Linde Bischof, Berlin 
zwei Lithographien 

Rolf Biebl, Berlin 
ein Druck und eine Skulptur 

Ingeborg Hunzinger, Berlin 
zwei Skulpturen 

Jörg Möller, Berlin 
zwei bis vier Schwarz-Weiß- 
Fotografien 

Cajus J. Spillner, Eibergen in NL 
ein Linolschnitt, zwei Holzdrucke, 
eine Holzskulptur 

Lennard Körber, Berlin 
Malerei (Öl) 

Jakobine Engel, Berlin 
Videoinstallation, zwei bis 
vier Bildschirme 

Wolfgang Szepansky, Berlin, 

chem. KZ-Gefangener 
zwei Linoldrucke 

Mariele Bergmann, Berlin 
eine lebensgroße Plastik 

Achim Göbel, Karlsruhe 
eine Fotografie 

Marily Stroux, Hamburg 
eine Fotografie 

Uta Schneider, Speyer 
Malerei 

Tom Gefgen, Bremen 
Installation 

Marikke Heinz Hoek, Bremen 
ein Druck 

Th. Ellermann, Bremen 
noch offen 

Prof. Rudolf Hägele (+) 

Malerei / Mischtechnik 

Ein Grußwort erhielten wir von dem Berli- 

ner Schriftsteller Dr. Gerhard Branstner 


Im Namen der Angehörigen, Freundinnen 
und Freunde politischer Gefangener in der 
BRD 


Diesmal nicht in Stammheim? 


Prozess gegen 
Andrea Klump am 
28. November 


Stuttgart. Am 4.10.2000 hat der 5. Strafsenat 
des Oberlandesgerichts die vom Generalbun- 
desanwalt erhobene Anklage gegen Andrea 
Klump wegen Mordversuchs und Mitglied- 
schaft in der RAF u.a. zugelassen und den 
Prozessbeginn auf den 28. November datiert. 
Der Prozess wird voraussichtlich nicht im 
Stammheimer Prozessbunker, sondern in ei- 
nem Stuttgarter Gericht in der Innenstadt um 
9 Uhr beginnen. Andrea Klump wurde am 
15.9.1999 in Wien festgenommen und am 
23.12.1999 aufgrund eines Haftbefehls aus 
dem Jahr 1992 von Österreich an die Bun- 
desrepublik Deutschland ausgeliefert. Bei der 
Festnahmeaktion wurde der ebenfalls als 
RAF-Mitglied gesuchte Horst Ludwig Meyer 
erschossen. Andrea Klump hat sich gegenü- 
ber dem OLG Stuttgart geäußert und bestrei- 
tet, jemals Mitglied der RAF gewesen zu sein. 
Wie die Verteidigung in einer Presseerklärung 
mokiert, hat das Gericht Anträge auf vorhe- 
rige Vernehmung von Zeugen, die dies be- 
stätigen können, und dass Andrea Klump 
auch nicht an Anschlägen der RAF beteiligt 
war, abgelehnt. 

Andrea Klump sagt, dass sie Anfang 1987 
in den Libanon reiste und bis zu ihrer Aus- 
lieferung nie wieder in der BRD war. Laut ih- 
rer Verteidigung hätten auch beim BKA und 
Verfassungsschutz Zweifel an ihrer Mitglied- 
schaft in der RAF bestanden. Genannt wird 
der VS-Führungsoffizier mit dem Deckna- 
men „Benz“, der jahrelang das „Aussteiger- 
programm“ leitete. Die Verteidigung hat sei- 


Ivan Jelinic 
im Hungerstreik — für 
seine Abschiebung 


Ivan Jelinic ist, mit kurzen Unterbrechungen, 
seit über 15 Jahren in Haft, über die Hälfte 
davon unter Sonderhaftbedingungen. Seit 
über 5 Jahren ist er ununterbrochen in Iso- 
lationshaft, seit 4 Jahren in Hannover. 

Er hat von Anfang an gegen unmenschli- 
che Haftbedingungen aufbegehrt, hat sich 
politisiert und im Knast RAF-Gefangene ken- 
nen gelernt - sich also nicht gerade beliebt 
gemacht. Vollends als gefährlich abgestem- 
pelt wurde er nach einem Ausbruchsversuch 
mit Geiselnahme. Eineinhalb Jahre blieb er 
danach isoliert. Sein Strafmaß summierte 
sich auf über 30 Jahre - aus zwei Teilstrafen 
für Raubüberfälle und einer für die Geisel- 
nahme. Lebenslänglich für einen, bei dessen 
Taten niemand verletzt wurde und der bei 


ne Vernehmung gefordert, was aber das Ge- 
richt vor Prozessbeginn ablehnte. Ebenso die 
Vernehmung von anderen maßgeblichen 
ehemaligen Mitarbeitern von Verfassungs- 
schutz und Ministerium für Staatssicherheit 
in der ehemaligen DDR. 

In dem anstehenden Prozess gegen Andrea 
Klump geht es nicht mehr um den Vorwurf 
der Beteiligung an dem tödlichen Anschlag 
der RAF auf den Deutsche-Bank-Chef Herr- 
hausen. Obwohl die Auslieferung von Öster- 
reich damit begründet war, wurde das Ver- 
fahren inzwischen abgetrennt, die Ermitt- 
lungen aber weitergeführt. In dieser Sache 
stützt sich die BAW seit 1992 auf den psy- 
chisch kranken früheren Verfassungsschutz- 
spitzel S. Nonne. Der hatte auch den von 
„Benz“ rückgeführten Christoph Seidler be- 
schuldigt, was kein Hindernis für die inzwi- 
schen erfolgreiche Legalisierung war, denn in 
dessen Prozess wurde Nonne als unglaub- 
würdig angesehen. Gegen Andrea Klump 
läuft dieses erfahren allerdings weiter. 

Neben der Anklage der Mitgliedschaft in 
der RAF geht es in dem Prozess jetzt um ei- 
nen versuchten Sprengstoffanschlag in Spa- 
nien im Jahr 1988 auf ein Kasino einer US- 
Militärbasis. Diese Aktion wird der RAF zu- 
geordnet, die sich dazu allerdings nie erklärt 
hat. Die Zuordnung dieser Aktion als RAF- 
Aktion erfolgt wiederum aufgrund von Zeu- 
gen, die Andrea Klump erkannt haben wol- 
len. Sollten diese Aussagen der Zeugen vom 
Gericht als wahr anerkannt werden, droht 
Andrea Klump eine langjährige Haftstrafe, 
möglicherweise sogar lebenslang. Die Vertei- 
digung vermutet, dass es der BAW darum 
geht, fehlende Fahndungserfolge gegen die 
RAF zu verschleiern. 

Prozessort noch unbekannt - Aktuelles siehe: 
www.sooderso.de 


(Aus: So oder So 7, Herbst 2000) 


Überfällen nur Plastik- und Schreckschuss- 
waffen benutzte. 

Seine jetzige Isolation beruht auf einer An- 
ordnung von 1995, in der ihm die Planung 
eines erneuten Ausbruchs vorgeworfen wird. 
Der Vorwurf wurde nie belegt geschweige 
denn bewiesen. Ivan wurde sogar davon frei- 
gesprochen - trotzdem bezogen sich jahre- 
lang verschiedene Gefängnisleitungen dar- 
auf, um die „unausgesetzte Einzelhaft“ fort- 
zusetzen. Im Mai letzten Jahres wurde die Iso- 
lation formell aufgehoben. De facto besteht 
sie fort. Ivan müsste sich einer psychologi- 
schen Begutachtung unterziehen, um - bei 
positivem Ausgang - in den Regelvollzug zu 
kommen. Das lehnt er ab. 

Als Letztes einer langen Reihe von Be- 
schwerden und Eingaben gegen seine Isola- 
tion und für eine vorzeitige Abschiebung (das 
Ende seiner Haftzeit bedeutet gleichzeitig die 
Abschiebung nach Kroatien) hat er einen 
Gnadenantrag gestellt. 

Seit dem 9. November befindet sich Ivan 
Jelinic im Hungerstreik für seine Abschie- 
bung. Im Folgenden dokumentieren wir sei- 


ne Erklärung: 

„Ich befinde mich ab heute, 9.11.2000, im 
Hungerstreik. 

Hungerstreik für meine sofortige Abschie- 
bung. Am 30.8.00 hatte sich Dieter W. in ei- 
ner Nebenzelle erhängt. Ich habe alles mit- 
hören müssen. Da wir keine Nummernwäsche 
haben, muss ich heute Unterwäsche anzie- 
hen, die wahrscheinlich auch der Tote getra- 
gen hatte. Die Form der Haft ist würdelos. Ich 
leide schon so viele Jahre, das ist ein Ver- 
brechen. Allein die Möglichkeit, dass ein 
Mensch seelisch leiden könnte, setzt eine be- 
sondere ethische Grenze voraus, über die sich 
die Gefängnisleitung offenbar leichtsinnig 
hinwegsetzt. Mit dieser Rechtsauffassung 
heute würde die deutsche Justiz sogar die Ge- 
fangenen in den Konzentrationslagern ver- 
urteilen, die es versucht hatten, ihr Leben zu 
retten. Das ist ein Verbrechen, purer Faschis- 
mus. Ich kann mich nicht wehren und fühle 
mich ohne Würde. 

In Deutschland muss man offenbar erst 
Kinder sexuell missbraucht haben, Frauen 
vergewaltigen, Menschen mit Baseballschlä- 
gern totschlagen, jemanden aus niederen Be- 
weggründen umbringen, um gleiche / 
menschliche Rechte zu kriegen. Aber als Aus- 
länder, der niemanden verletzt hat, kriegt 
man selbst nach 15 Jahren Zuchthaus kein 
Recht aufMenschlichkeit. Ich fordere eine so- 
fortige Abschiebung.“ 


Anmerkung 
der Redak- 
tion: 
Menschen 
ohne deut- 
schen Pass 
werden, 
wenn sie zu 
einer be- 
stimmten 
Strafhöhe 
verurteilt 
wurden, 
nach Ende 
der Haftzeit 
wen abgescho- 
Ein von Ivan gemaltes Bild ben, auch 
dann, wenn 
sie z.B. keinerlei Beziehungen mehr zum 
„Herkunftsland“ haben und nicht einmal die 
Sprache sprechen. Viele Gefangene wehren 
sich gegen die Abschiebung, in (fast) allen 
Fällen vergeblich. Andere Gefangene, für die 
Situation im deutschen Knast unerträglicher 
ist als die Abschiebung, versuchen, eine vor- 
zeitige Abschiebung zu erreichen - doch viel- 
fach besteht die BRD darauf, dass sie ihre 
Haftstrafe bis zum letzten Tag hier absitzen, 
um dann abgeschoben zu werden. Für die 
deutschen Behörden zählt nur ihr Strafbe- 
dürfnis - dabei werden Menschen ohne deut- 
schen Pass häufig doppelt bestraft, so oder 
so. Ivan Jelinic braucht unsere Solidarität! 
Ivans Postadresse: 
Ivan Jelinic, Schulenburgerlandstr. 
30165 Hannover 
Weitere Infos: www.ivanblockzock.de 
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Freiheit für Rainer Dittrich 


Die Auseinandersetzung unseres Freundes 
und Genossen Rainer Dittrich mit der Lü- 
becker Knastleitung und dem Kieler Justiz- 
ministerium ist wieder eskaliert. Neue Re- 
pressalien drohen seine Gesundheit dauer- 
haft zu zerstören und verhindern die Reha- 
bilitation nach einer Wirbelsäulenoperati- 
on durch Ärztinnen seines Vertrauens im 
Juni 2000 in der Lübecker Uniklinik. Rai- 
ner konnte die Operation und eine ansch- 
ließende Reha-Behandlung durch einen 
fast einmonatigen Hungerstreik, der in ei- 
nen Durststreik mündete, durchsetzen. Die- 
se erneute Operation war notwendig ge- 
worden, weil die Verweigerung von Reha- 
Maßnahmen und Medikamenten nach ei- 
ner ersten Operation im August 1999 eine 
Heilung verhindert hatten. Schon diese er- 
ste Phase von Verweigerung medizinischer 
Versorgung hat zu irreversiblen Schäden an 
der Wirbelsäule geführt. 

Rainer ist auf die tägliche Einnahme von 
Schmerzmittel angewiesen und sogar mit 
diesen hat er Probleme auch bei den „nor- 
malsten“ Bewegungsabläufen. So kann er 
über längere Zeit weder sitzen, stehen noch 
gehen. Den Hofgang muss Rainer nach der 
Hälfte der Zeit abbrechen, weil er es nicht 
länger schafft. Besonders schlimm empfin- 
det es Rainer, dass er nicht mehr lange an 
der Schreibmaschine sitzen kann, weil es 
die Kommunikation mit seinen FreundIn- 
nen draußen einschränkt und bedroht. 

Die Lübecker Uni-ÄrztInnen haben Rai- 
ner eine regelmäßige Physiotherapie ver- 
ordnet. Somit besteht die Chance, dass sich 
seine Erkrankung zumindest nicht ver- 
schlimmert. 

Der Hungerstreik im Mai war durch Rai- 
ners Entschlossenheit und eure Unterstüt- 
zung von draußen erfolgreich. Wir waren 
skeptisch, ob Knastleitung und Justizmini- 
sterin die gemachten Zusagen einhalten 
würden; - schon weil schlechte medizini- 
sche Versorgung und Nichtbehandlung in 
BRD-Knästen die Normalität ist. 

Bereits im Sommer kam von Justizmini- 
sterium ein Brief, in dem erklärt wurde, dass 
Rainer auf die medizinische Behandlung 
keinen Rechtsanspruch habe. Es ist quasi 
die Ankündigung von dem, was folgte. 

Seitens des Knastarztes begannen An- 
griffe, wie unsinnige Reglementierungen 
bezüglich Sekunden dauernde Therapie- 
verlängerungen und stundenlange Warte- 
rei im Lazaretttrakt wegen bloßer Unter- 
schriften. Das Warten ist für Rainer eine 
völlige Tortur. Denn die Bänke im Warte- 
raum sind viel zu niedrig, als dass Rainer 
auf ihnen sitzend warten kann. Und war- 
tend auf und ab gehen ist auch nur kurze 
Zeit möglich. Die Knastleitung versuchte 
Rainer zu ihm unbekannten Ärzten zu brin- 
gen, ohne ihn über den Zweck dieser Vor- 
führungen zu informieren. Es ist zu ver- 
muten, dass das Justizministerium auf die- 


sem Wege eine angebliche Haftfähigkeit 
konstruieren will. Rainer lehnt die Vor- 
führungen ab und fordert eine Untersu- 
chungen von seinen VertrauensärztInnen 
an der Uniklinik ohne Kontrolle im Be- 
handlungsraum. 

Nach dem Hungerstreik wurden Rainer 
für die folgenden 12 Monate je ein Zusatz- 
lebensmittelpaket vom Knastarzt geneh- 
migt. Dieser ordnete außerdem Zusatznah- 
rung an (z.B. Joghurt zum Frühstück und 
Butter statt Margarine). Die zusätzlichen 
Lebensmittel sind notwendig, da Rainer 
aufgrund der Haftbedingungen permanent 
an Gewicht verliert. Im Herbst wurde nach 
einigem Hin und Her klar, dass ihm das Jah- 
respaket, was im Oktober auszuhändigen 
gewesen wäre, verweigert wird. Zur Zeit 
steht auch das Novemberpaket in Frage. 

Am 23. Oktober sind Rainer Dittrich und 
Mehmet Karsli, der auch in Lübeck wegge- 
schlossen ist, in einen auf 5 Tage befriste- 
ten Hungerstreik getreten. Sie solidarisie- 
ren sich mit den mehr als 2000 politischen 
Gefangenen aus mehreren Organisationen 
in der Türkei, die seit dem 20. Oktober mit 
einem unbefristeten Hungerstreik gegen die 
Verlegung in die neuen „F-Typ“-Isolati- 


‚Rainer muss raus, und das schnell. 


Wir werden nicht tatenlos zusehen, wie 
Justizminņisterium und Knastleitung sei- 

ne Gesundheit weiter zerstören. Rainer 
Dittrich gehört unsere ganze Solidarität! 
Unsere Solidarität gilt auch den kämp- 
fenden türkischen politischen Gefange- ; 

nen. | 
Wir rufen auf. zur "Kundgebung: 


Am Samstag, den 2.12.2000, 
11 Uhr JVA Lübeck, 
14 Uhr ‚Innenstadt 


Den genauen Ort geben. wir noch Be 
kannt. Bitte achtet auf Ankündigungen! | 
Weg mit allen Isolationsknästen! Frei- 
heit für alle politischen STEIN 
weltweit! er | 
‚kontakt : | 
‚gruppe kerttrelkomiien n infoladenpro- | 
jeki, nostfach 3570; 2 22.202 82 
67623 kaiserslautern 
und / oder tel & fax : 0621/1! 52410; e 
; mail : imbeleko@t-online. de | 


ie Bor, Rainer ner Mehmet 
machen diese Aktion aus ihrem Verständ- 
nis von revolutionärem Internationalismus. 

Die F-Typ-Knäste in der Türkei sind nach 
dem Modell des Stammheimer Knastes ge- 
baut. Bis jetzt leben die meisten politischen 
Gefangenen in der Türkei in großen Grup- 
pen, was ein soziales und politisches Zu- 
sammenleben ermöglicht und auch einem 
gewissen Schutz gegen Folter, sexistische 
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Gewalt und Überfälle durch die „Sicher- 
heits“kräfte bietet. Eine Verlegung in die 
Isolationsknäste würde den Gefangenen 
diesen Schutz nehmen. Die Kollektive wür- 
den zerschlagen werden. Diese Entwick- 
lung steht im Zusammenhang mit dem vom 
türkischen Regime angestrebten EU-Bei- 
tritt. EU-weit ist Isolationshaft Strategie ge- 
gen politische Gefangene. In Spanien z .B. 
wurden Anfang der 90er Jahre im Zuge der 
EU-Integration die Gefangenenkollektive 
zerschlagen und die Gefangenen stärker 
isoliert. 

Seit dem 30. Oktober setzen Rainer Ditt- 
rich und Mehmet Karsli ihre Solidarität- 
saktion in einer unbefristeten Hunger- 
streikkette fort; d. h. sie sind jeweils im 
Wechsel 5 Tage im Hungerstreik. 

Ende Oktober begannen von der Knast- 
leitung weitere Repressalien. Der Knastarzt 
erklärte bezüglich des Solidaritätshunger- 
streiks, dass er Rainers „... Verhalten als 
Selbstmord werte“. Rainer begreift diese 
Äußerung als Drohung ... Wie zur Bestäti- 
gung verweigert die Knastleitung Rainer ei- 
ne Untersuchung seines schmerzenden und 
oft von Krämpfen befallenen linken Beines. 
Nach Rücksprache mit uns bekannten Ärz- 
ten deuten diese Symptome auf eine Vene- 
nentzündung hin, welche bei Nichtbe- 
handlung (weil Thrombusbildung / Throm- 
bose) zum Tode führen kann. Es war auch 
der Job des Knastarztes, das Ende der Phy- 
siotherapie und der Schmerztherapie zu 
verkünden. 

Rainer hat am 30. Oktober Strafanzeige 
gegen diesen Arzt gestellt. Darin schreibt 
er: 

„im weiteren versuchte er heute, mich 
durch das entziehen dringend notwendiger 
Behandlungen zu einem verhalten zu nöti- 
gen, das meinem willen nicht entspricht. 
hier: abbruch des solidaritätshungerstreiks 
mit den um ihre existenz kämpfenden ge- 
fangenen in der türkei oder keine behand- 
lung. 

hiermit fügt der arzt mir bewusst und 
ganz gezielt erhebliche körperliche schmer- 
zen zu und verursacht durch sein verhal- 
ten, dass bleibende schäden wahrscheinlich 
werden. 

das erzwingen von bestimmten verhal- 
tensweisen, insbesondere aber das erzwin- 
gen von lassen oder unterlassen politischer 
willensäußerungen, wie es ein solidarischer 
kampf mittels des hungerstreiks nun mal 
ist, über das androhen von körperlicher ge- 
walt oder das androhen und praktizieren 
von verweigerung notwendiger medizini- 
scher maßnahmen ist international defi- 
niert und hat den begriff folter.“ 

Das Ganze scheint von der Justiz auf lan- 
ge Zeit angelegt zu sein. Die Beschwerden 
von Rainer Dittrich wurden allesamt ans 
Justizministerium weitergeleitet. Aus dem 
Hungerstreik im Mai ist uns das Aussitzen 
und Verzögern durch die grüne Justizmini- 
sterin Anne Lütkes noch gut bekannt. Es 
macht aber noch mal deutlich, wo die Ver- 
antwortlichen sitzen. 
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Die verschärfte Repression nach Beginn 
des Solidaritätshungerstreiks richtet sich ei- 
nerseits unmittelbar gegen diese interna- 
tionalistische Aktion. Andererseits dient 
der Hungerstreik schlicht als Vorwand für 
ihre Angriffe. Menschen wie Rainer, die 
auch im Knast um ihre Selbstbestimmung 
kämpfen, wollen sie zerstören; - in ihrer po- 
litischen Identität oder wie Rainer physisch. 
Das ist in der BRD seit Jahrzehnten Strate- 


gie. 


Rainer Dittrich ist als politischer Gefan- 
gener besonders harter Repression unter- 
worfen. Er wurde 1952 in der DDR gebo- 
ren und kommt aus einer kommunistischen 
Familie. Anfang der 70er-Jahre entschied 
er sich für die Arbeit für das Ministerium 
für Staatssicherheit und ging 1976 als 
Kundschafter ins kapitalistische Ausland. 
1987 wurde er bei einer Reise in die BRD 
verhaftet und wegen „Mord“ zu lebens- 
länglich verurteilt. Seit dem unterliegt er 
Sonderhaftbedingungen. Anders als für 
viele andere war für ihn nach der Annexi- 
on der DDR nicht Schluss. Wir kennen ihn 
als Internationalisten, der um eine revolu- 
tionäre Perspektive kämpft. Die Solidarität 
und die Diskussion mit anderen politischen 
Gefangenen ist für Rainer etwas sehr Wich- 
tiges. Im Kampf um das Leben und die Frei- 
heit von Mumia Abu-Jamal haben wir ihn 
kennen gelernt. 

Rainers Gesundheitszustand hat sich in 
der letzten Zeit so stark verschlechtert, dass 
erschon deshalb aus dem Knast muss. Nach 
Jahren von Isolationshaft und fortgesetz- 
ten Sonderhaftbedingungen, begleitet von 
ständigen Angriffen seitens des Apparats 
ist nicht nur eine Verbesserung seiner Ge- 
sundheit im Knast unmöglich, unter diesen 
Bedingungen wird sich sein körperlicher 
Allgemeinzustand immer mehr verschlech- 
tern. 


Rainer Dittrich gehört unsere ganze 
Solidarität. 

Freiheit für Rainer Dittrich, 

Freiheit für alle politischen Gefangenen! 
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'Erneuter Skandal 
| Christel Fröhlich 


_ Untersuchungsrichter Bruguière 
stellt veränderten Ausliefe- 
 rungsantrag an Italien gegen 
Christel Fröhlich 


-Am 15. Juni 2000 verabschiedete die 
französische Nationalversammlung ei- _ 
_ ne Änderung der Strafprozessordnung, . 
die u.a. die bis dahin praktisch unbe- | 
- grenzt geltende Dauer einer Untersu- 


- chungshaft für Verbrechen auf vier Jah- 
re begrenzt. Das Gesetz tritt am 1 Ja- | 
-~ nuar 2001 in Kraft. Nach diesem Gesetz _ 


-~ muss Christel Fröhlich im Januar 2001 


; entlassen werden, da sie nach einjähri- | 
ger Auslieferungshaft in Italien seit No- _ 
vember 1996 
- chungshaft sitzt. 


in Paris in Untersu- 


Vorgeworfen wurde ihr die Beteili- 


gung an einem Anschlag in der Rue 
- Marbeuf in Paris im April 1982. 


Um die anstehende Entlassung zu ver- 


_ hindern, stellt nun der Untersuchungs- _ 
- richter Jean-Luis Bruguière einen neu- | 
en Auslieferungsantrag an Italien: we- | 
gen eines Anschlages auf den Schnell- 
zug „La Capitole“ von Paris nach 
. Toulouse im März 1982. Obwohl auch 
‚ in diesem Fall jahrzehntelange Ermitt- _ 
 lungsverfahren der deutschen und auch _ 
der französischen Justiz eingestellt _ 
_ wurden, versucht Richter Bruguière mit ; 
dem neuen Auslieferungsverfahren zu 
_ verhindern, dass das neue Gesetz bei _ 
Christel Fröhlich Anwendung findet. 


Unabhängig von den Entscheidungen 


_ der italienischen Justiz bleibt zu kon- 


; statieren, dass hier offensichtlich ver- _ 
. sucht wird, geltendes Recht für eine Ge- | 
 fangene der politischen Linken nicht 
wirksam werden zu lassen. Anstatt zu- 
_ zugeben, dass das seit nunmehr 18 () 
Jahren zusammengetragene Material 
. nicht für eine Anklage gegen Christel 
- Fröhlich reicht, wird ein offensichtlich 
taktisch begründetes Ermittlungsver- _ 
: fahren eingeleitet. Nun lässt sich spe- _ 
- kulieren, was sich im „Land der Men- | 
- schenrechte“ ein Untersuchungsrichter 
noch alles einfallen lassen darf, umgel- 
; tendes Recht nicht umsetzen zu müs- 
sen! : 


Wir fordern die sofortige Freilassung _ 
von Christel ! 
 Solidaritätsgruppe Christel Fröhlich, 
: c/o annabee Buchladen GmbH, 
 Gerberstr. 6, 

: 301169 Hannover, 


Tel. / Fax 0511/ 131 8139/1610538 


Site ee eneen n en e, 
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Erklärung von Jean Marc Rouillan, Gefangener aus Action directe 


Die Pflicht zum Widerstand ! 


Die Todesstrafe existiert in französischen 
Gefängnissen immer noch. Es ist wahr, dass 
der Kopf des Verurteilten nicht mehr unter 
dem Fallbeil rollt. Das blutige Spektakel war 
für unsere aseptischen Gesellschaften zu 
obszön. Heutzutage lässt die Strafe im Aus- 
tausch dazu das Morden ewig andauern. Es 
ist nichts anderes als ein langes Ermorden 
über tausend tägliche Tode. Eine Exekuti- 
on, die sich über 20 Jahre erstreckt, manch- 
mal länger, aber immer ebenso unfehlbar 
wie des Messers Schneide. 

Der Tod wurde an die Arbeit der Will- 
kürmaßnahmen delegiert, „notwendige“ 
Gewaltanwendung, Tage ohne Leben, der 
Verzweiflung. Vor dem Krieg, als öffentli- 
che Hinrichtungen zum Schmücken der 
Staatsgewalt nicht mehr taugten, wurden 
sie in den Schatten der „Ehrenhöfe“ der Ge- 
fängnisverwaltung zurückgedrängt. 

Heute hackt man keine Köpfe mehr ab, 
weder öffentlich noch im Verborgenen, in 
dieser besten aller Welten wird der Tod von 
Gefangenen als „natürlich“ hingestellt: 
Selbstmorde, Krankheiten und Wahnsinn. 
Eine letzte Negation, weil diese Verstorbe- 
nen nicht mehr als Gefangene gezählt wer- 
den. 

Denn da medizinische Fälle quasi aus der 
Gefängnisrealität verschwunden sind, be- 
müht sich die Verwaltung, den Sterbenden 
in ein Krankenhaus nach draußen zu ver- 
legen, bevor er dahinscheidet. 

Manchmal warten sie bis zum letzten Ko- 
ma, bis zum letzten Atemzug, bevor sie ihn 
aus ihrem Register streichen. Sie befürch- 


Communique der zu langen Stra- 
fen Verurteilten des Gefängnisses 


von Arles (19. Oktober 2000) 


Freiheit für 
Eric Minetto!' 


Mit seinem Hungerstreik seit dem 28. Sep- 

tember führt Eric Minetto einen Kampf, um 
endlich seine Freilassung auf Bewährung 
zu erreichen, =o ° 

Seit fünf Jahren stellt er bereits Anträge 


zur Freilassung auf Bewährung, Ohne Er... 


folg. 


nis! 


‚EL. verfügt über: alle Reintegrationsga- 
rantien, eine Familie, die ihn liebt und auf. 
ihn wartet, eine Wohnung, eine Arbeit.. 


| Zwanzig, Jahre verbüßter Gefangenschaft. 
Alev vom Gesetz regen en 


Eric ist seit zwanzig Jahren im Gefäng- : 


ten eine wundersame Genesung und vor al- 
lem, dass dem Todgeweihten ein paar Tage 
„gestohlener Freiheit“ zugute kommen 
könnten. Derzeit kaschiert die Verwaltung 
noch die Offensichtlichkeit ihres kränken- 
den Vorgehens zwischen List und Heuche- 
lei. Nur wenige wagen es, die Verbindung 
herzustellen zwischen den Verheerungen 
des langsamen Todes und den Urteils- 
sprüchen, bei denen keine Strafreduzierung 
möglich ist, der Psychiatrisierung der Ge- 
fängnisse, der allgemeinen Verrottung der 
von der Knastverwaltung unterhaltenen 
Gefängnisse und einem Justizkörper, der 
sich gänzlich Sicherheitsthesen und kon- 
servativen Thesen widmet. 

Die Todesstrafe ist zu etwas Greifbarem 
geworden, jedoch ohne Namen und Kon- 
tur. Sie ist administrativ. Sie hat kein Ge- 
sicht, wie die Strafrichter oder die Büro- 
kraten vom Place Vendôme, die sie mit Ge- 
nauigkeit und „Unschuld“ anwenden. Der 
Henker trug eine Kapuze, diese Leute ver- 
stecken sich hinter Reglements, Strafena- 
rithmetik, dem herrschenden reaktionären 
Konformismus. 


on Unterwerfungen bis hin zu falschen 

Revolten sind wir alle verantwortlich 
für die Durchsetzung der neuen Knastord- 
nung. Fast ohne aufzumucken, ohne zu re- 
voltieren - in den Gefängnissen wie auch 
draußen - haben wir das Terrain der Insti- 
tution des langsamen Todes überlassen. Und 
das ist die neue Hölle! 


erfüllt. Was wollen sie mehr? 
. Wir, Gefangene des Maison Centrale 


d’Arles, bringen unsere ganze Unterstüt- 


zung Eric Minetto entgegen. Sein Kampf 
ist der unsere, wie es auch der von Tau- 


senden „Langstrafern“ ist, die in den fran- 


zösischen Gefängnissen dahinvegetieren. 


Mit Fric klagen wir den Knast an, den Men- 


schenfresser; wir klagen den: langsamen 


Tod an, der uns aufgezwungen wird. 
Wir fordern ein Ende der Vernichtungs- 
politik gegen die ee 


‚nen. 


Wir fordern die Rerision zur Strafmaß- 
senkung in Strafrechtsangelegenheiten. 


‚Wir fordern die Freilassung der schwer- : 


kranken Gefangenen. 


ie Guillotine war einigen wenigen vor- 

behalten, den Schlimmsten, Chancen- 
losesten, Elendesten. Das administrative 
System des langsamen Todes trifft Tausen- 
de Männer und Frauen: 

- die zu lebenslänglich Verurteilten 
natürlich, deren Zahl seit zwei Jahrzehnten 
ständig wächst. Mit der neuen Politik der 
Strafanwendung werden lebenslängliche 
Strafen nicht mehr umgewandelt. In der 
Vergangenheit war lebenslänglich in sei- 
nem Schrecken menschlich noch fassbar. 

Der Verurteilte wusste mehr oder weni- 
ger, dass er 17-18 Jahre absitzen würde. 
Heute mit der Strafe von 30 Jahren und ei- 
nem tatsächlichen Lebenslänglich (tatsäch- 
lich, als gäbe es ein fiktives Lebensläng- 
lich!) sind Gefangene, die über 20 Jahre sit- 
zen, keine Ausnahmen mehr. 

- Gefangene, die mehrere Strafen haben, 
die nicht zusammengezogen werden, und 
die mindestens zwei Leben bräuchten, um 
ihre Verurteilung abzusitzen. Gefangene, 
die im Jahre 2056 oder 2062 rauskommen 
sollen, sind nicht selten!! 

- Aber der langsame Tod berührt auch 
Tausende von Gefangenen, die in sich kei- 
ne Ressourcen haben, um der Vernich- 
tungswalze zu widerstehen, welche von der 
Knastvernichtung produziert wird, und das 
besonders in den Isolationsabteilungen und 
den Sicherheitsgefängnissen. 


nd zuallerletzt noch der faule Gna- 
denerlass für das Jahr 2000 und der Ur- 
teilsspruch des Cour d'Assises von Troyes 


Wir rufen die Gefangenen der Maison 
Centrale Frankreichs dazu auf, in diesem 


‘Sinne Initiativen zu ergreifen. 


Gefangene. des Maison Centrale d’Arles 


Freiheit für Eric Minetto! ig 


> Anmerkung: Ab dem 24. Oktober begin- 


nen wir eine Aktion, in der wir BIrHUswel- | 


se das Essen verweigem, 


; * Erie Minetto; im 14. Arrondissement, war 
bekannt als Mitglied der „autonomen“ Be- 
- wegung. Er lebte in den besetzten Häusern 
der rue Raymond-Losserand. Er kämpfte 
gegen die Immobiliengesellschaften, die 
Ä dieses Arbeiterviertel zerstörten, gegen das 
"Wir fordern die Schließung der Isolati- .£, 
i onsabteilungen. a | 
In Solidarität mit Eric undi um seinen ge- o 
rechten Forderungen Gehör zu verschaf- A 
- fen, werden kollektive Aktionen im Knast 
-von Arles durchgeführt (wie es bereits im 
i Gefängnis von Lannemezan der Fall is). 


teure Leben und gegen € die Ares. 


s schaft ete. 


: PS, Am 27. . Streiktag. vlürde Erie Minetto 
. von Lannemezan, das am Rande der Py- 
 renäen liegt, ins Knastkrankenhaus von 

-Fresnes 5 Waris) verlegt gpn 


gegen die Ausbrecher von Clairvaux (wie 
kann man eine Haftstrafe über fünf Jahre 
Sicherheitsverwahrung als Gnadenakt aus- 
geben!) beweisen, dass sich ohne Kampf 
nichts ändern können wird. 

Wir stehen mit dem Rücken an der Wand, 
vor allem alle, die in den Isolationstrakten 
sitzen, die der weißen Folter unterworfen 
sind, alle, die in den Sicherheitsknästen sit- 
zen, alle kranken Gefangenen, die vergeb- 
lich auf Freilassung aus medizinischen 
Gründen warten ... 

Wie viele verlorene Illusionen? Bei wie 
vielen falschen Versprechungen erwartet 
man vergeblich die Einlösung? 


D: Revolte gegen den langsamen Tod , 
- wird sie die Form eines neuen Auf- 
flammens in den Knästen bringen - 
ebenso gewaltsam wie die Bewegungen 
des Sommers 74 mit seiner Scharf von ; 
anonymen Toten, oder wird sie die For- 
men der Guerilla übernehmen, wie den : 
Kampf gegen die Hochsicherheitstrak- 
te? 
Es ist noch nicht möglich, den Kampf 
in den Umrissen der neuen Gefangen- 
schaft vorauszusehen und die versteck- 
ten Widerstände, die durch sie provo- 
ziert werden. 

Etwas ist sicher, der heutige Knast ist 
bereits nicht mehr der der 70er- oder : 
80er-Jahre. Das Knastsystem verändert 
sich mit der Gesellschaft, deren höchste 
Form der Repression es ist. Es gab eine 
klar erkennbare Verbindung zwischen 
den Arbeitermassen im Blaumann der 
großen Fabriken und den nummerierten 
Gefangenenreihen in Anstaltskleidung, 
eine Verbindung zwischen dem Fließ- 
band der Produktion und dem Anein- * 
ander-gekettet-Seinvon Gefangenenan 
Kollektivfesseln, zwischen den großen _ 
Werkstätten und dem Zwang zur Arbeit : 
in den Gefängnissen. Das Gefängnis 
verändert sich mit der Gesellschaft und 
letztendlich spiegeln seine neuen Er- 
scheinungsformen den Zustand der ge- 
sellschaftlichen Verhältnisse draußen 
wider. : 
Heute ist der langsame Tod eine der be- 
herrschenden Formen des Gefängnisses der 
neoliberalen Gesellschaft. Das „Gesamtge- 
fängnis“ und die langen Strafen tragen den 
Stempel des Fehlerlosen und der „totalen 
Kontrolle“ der flexiblen Arbeit. Letzten En- 
des ist der langsame Tod der höchste Grad 
des prekären Gefängnisses. Und als solcher 
ist diese entmenschte Bedingung das Spie- 
gelbild der Bevölkerungen am Ende ihrer 
Rechte. 


AZ wie es auch draußen ist, wenn das 
ystem die unausweichliche Zer- 
störung produziert, sichert es gleichzeitig 
das minimale Überleben, gerade genug, um 
seine Verbrechen zu bemänteln und um ra- 
dikalen Revolten zu entgehen. 

Aktuell greifen die Diskussionen um das 
Buch des Dr. Vasseur (1) die Realität der 
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neuen Hölle in nichts an, da sie schlus- 
sendlich von der Institutionalisierung des 
langsamen Todes vereinnahmt werden. Sie 
versuchen lediglich das Überleben zu ver- 
bessern. In einigen wenigen Tagen wurde 
das Thema der langen Strafen ausgeklam- 
mert zugunsten ministerieller Projekte von 
Modellgefängnissen (zu seiner Zeit war 
Fleury ein Modellgefängnis, ebenso das Ge- 
fängnis von Moulin!). 

Vielleicht werden die Gefängniszellen 
morgen sauber und funktional sein, aber 
die Gefangenen werden darin an Einsam- 
keit, Gleichgültigkeit, physischen und psy- 


chischen Krankheiten des „sauberen“ Ge- 
fängnisses krepieren. 

Denn das Entscheidende des heutigen Ge- 
fängnisses liegt in einer wahren Explosion 
der verhängten Strafen. 


eute verurteilen die Gerichte Leute zu 

24, 25, 28 Jahren, Leute, die sich noch 
vor 10 Jahren zu einer Strafe von 12, 15 
Jahren - aber nicht mehr - verurteilt gese- 
hen hätten. 

Die Staatsanwälte unterstützen ihre in- 
flationären Anträge mit Geschichten und 
Legenden zukünftiger Freilassung auf Be- 
währung nach Absitzen der halben Strafe. 
Und das, obwohl sie ganz genau wissen, 
dass Freilassungen mit Auflagen künftig 
die Ausnahme sein werden. Die Präsenta- 
tion von Statistiken über die Dauer ver- 


hängter Strafen in Frankreich isttrügerisch. 
Die ständige Fluktuation kurzer Strafen 
verbietet jeden Begriff der Verlängerung der 
effektiven Dauer der neuen Gefangen- 
schaft. Und gerade über die Leute, die we- 
gen geringfügiger Delikte, die gestern noch 
keine Inhaftierung mit sich gebracht hät- 
ten, im Gefängnis sitzen, wird es möglich, 
die Realität zu verbergen. Um so mehr noch, 
als sie, wie die VIP, Freilassung auf Be- 
währung erhalten und andere Maßnahmen 
der Strafanwendung. 


irsind auch aufgebracht über den 

Medienrummel um die Petition 
des VIP Ex-Gefangenen. Nein, Mon- 
sieur Marest (2), diese Art der Zeugnis- 
ablegung bringt uns auch nicht um ein 
einziges Jahr weiter, ganz im Gegenteil 
führt uns so etwas zu sehr alten Phan- 
tastereien über das Gefängnis zurück. 
Ihrer Auffassung nach wäre der Knast 
das brutale Refugium des Verhältnisses 
von Gewalt und Vergewaltigung zwi- 
schen Gefangenen. Was für ein köstli- 
cher Unfug, wenn die Lektion von ei- 
nem Bob Denard stammt! Dieser fran- 
zösische Geheimagent, Diener des süd- 
afrikanischen Apartheid-Regimes, hat 
als Kopf von Söldnerhorden nur durch 
Gewalt und Vergewaltigung auf Kosten 
der afrikanischen Bevölkerung gelebt. 
Was Le Floch Prigent (3) als guten Ma- 
nitu der Transnationalen betrifft, ist er 
schneller damit bei der Hand, die klei- 
ne alltägliche Gewalt in den Zellen der 
Neuankömmlinge anzugreifen als das 
Gewaltverhältnis, das der Gesellschaft 
durch die Monopole aufgezwungen 
wird; und das gerade von ihm, der ELF 
geleitet hat, d.h. die bedeutendste Quel- 
le von Korruption, Schutzgelderpres- 
sung und neokolonialer Gewalt 
während der 80er-Jahre! 

Das Gewaltverhältnis in der neolibe- 
ralen Gesellschaft ist draußen stärker 
als im Inneren der Gefängnisse. Und 
drinnen sind die Gewalt und Willkür- 
maßnahmen der Verwaltung unver- 
gleichbar mit dem Druck unter Gefan- 
genen. 

Darüber hinaus und trotz der erzwunge- 
nen Kastration gibt es im Gefängnis si- 
cherlich nicht mehr Homosexualität als 
draußen. Schlimmer, es ist sicher, dass Ver- 
gewaltigungen in den Büros der Verant- 
wortlichen des Personals, den religiösen 
Einrichtungen oder einfach im Familien- 
rahmen häufiger sind als in unseren Ge- 
meinschaftszellen! (Anm. d. Übers.: Beides 
wurde in dem Buch des Dr. Vasseur be- 
hauptet und in diesen Zusammenhang mit- 
einander gebracht!). 

Wir sagen es nochmals, aber für uns hat 
diese falsche Polemik nur das Ziel, die Re- 
form der Gefängnisse im Sinne von Guigou 
(Anm. d.Ü.: französische Justizministerin) 
und Konsorten voranzutreiben, aber nicht 
im Sinne der dringenden Notwendigkeiten 
im Bezug auf die langen Strafen, die Isola- 


tion, der Anwendung von Strafen und ech- 
ter Reintegrationsmaßnahmen in die Ge- 
sellschaft draußen. Die Überlebensrefor- 
men wirken im Sinne des langsamen Todes. 

Wir sind bereits Hunderte, bald Tausen- 
de, die unsere Bedingungen begreifen als 
zum Tode Verurteilte. Und angesichts die- 
ser schonungslosen Wahrheit sagen wir: 
Vom Aufstand gegen das unvorstellbare 
Ende, das sie zu unserem Schicksal erklärt 
haben, hängt unsere Menschlichkeit ab. 
Angesichts des administrativen Verbre- 
chens haben wir nicht mehr nur das Recht 
zur Auflehnung, das Recht zu revoltieren - 
nein - heute ist es zu einer Pflicht gewor- 
den für denjenigen, der die Möglichkeit da- 
zu hat, wo er sich auch befindet, mit sei- 
nen eigenen Mitteln, mit den Fäusten, wenn 
es sein muss, individuell und kollektiv. 


er Kampf gegen die Institution der Fol- 

terknechte und Henker wird ohne Kon- 
zessionen sein. Die Repression wird fürch- 
terlich sein. 

Wir haben bereits die Rachefeldzüge der 
Verwaltung gekostet, um eine Vorstellung 
davon zu haben, was sie für uns bereithal- 
ten. 

Die Verbrechen, die als Selbstmorde ge- 
tarnt sind, Zusammenschlagen, Jahre und 
Jahre in Isolationstrakten, Beschimpfungen 
und Verletzungen, schließlich alles, wozu 
sie unter dem Deckmantel des Gesetzes und 
der Reglements in der Lage sind. 


rotzdem fürchtet unsere Auflehnung 
keinen Knüppel mehr. 
Es kann uns nichts mehr geschehen, denn 
wenn sich nicht radikal etwas ändert, sind 
wir bereits tot und lebendig begraben!! 


ringendste Erfordernisse in den Ge- 
fängnissen des französischen Staates: 
- bedingungslose Schließung derTrakte der 
weißen Folter, d.h. der Isolations- und 
Hochsicherheitstrakte 
- Wiedereinführung von Strafumwandlun- 
gen: auf Bewährung, Strafmilderung 
(Anm.d.Ü.: z.B. wenn lebenslänglich um- 
gewandelt wird in 20 Jahre Haft), Reduzie- 
rung der Strafen, Freigang, Hafturlaub ... 
- Freilassung aller Gefangenen, die bereits 
20 Jahre sitzen 
- sofortige Freilassung aller kranken Ge- 
fangenen und derjenigen, die am Ende ih- 
res Lebens stehen. 
Centrale von Lannemezan 
27. Januar 2000 


Anmerkungen: 

1 Dr. Vasseur, Ärztin im Gefängnis „La Sante“, 
veröffentlichte über die dortigen Zustände ein 
Buch 

2 M. Marest ist Sprecher der internationalen Ge- 
fängnis-Beobachterkommission 

3 Le Floch Prigent, ehemaliger Chef von ELF Aqui- 
taine, wegen Korruption der Spitzen des Staates 
in Haft. Initiator der oben erwähnten Petition zu 
Haftbedingungen 


Die politischen Gefangenen von DHKP-C, TKP(ML) und TKIP: 


Wir werden eher sterben, 
aber niemals die Isolations- 
zellen annehmen ! 

Es lebe unser Widerstand ! 


Der Angriff des Staates, der die Einführung 
eines neuen Typs von Gefängnissen (F- 
Typ-Isolationsgefängnis) bezweckt, er- 
reicht eine höhere Stufe. 

Tausende von Familienangehörigen 
wurden verhaftet. Vieledemokratisch fort- 
schrittlich denkende Revolutionäre, 
Künstler und Schauspieler wurden unter 
Arrest gestellt und gefoltert. Unsere Müt- 
ter wurden auf den Straßen von Ankara 
und Istanbul fast zu Tode geprügelt, weil 
sie gegen die Isolationshaft protestierten. 
Aber alle haben erkannt, das die Isolati- 
onszellen die Würde des Menschen mit den 
Füßen treten. Die Gegner der Isolations- 
zellen haben gesagt, was zu sagen ist. Nun 
haben wir Gefangene das Wort. Genauso 
wie wir am 12.September 1980 den An- 
griff vom Militärregime abgewehrt haben, 
genauso wie wir am 1.August erreicht ha- 
ben, dass die Protokolle zerrissen wurden, 
genauso wie wir 1991 die Schließung des 
Isolationsgefängnisses in Eskisehir er- 
reicht haben, genauso wie wir 1996 durch 
Todesfasten die erneute Schließung des 
Isolationsgefängnisses in Eskisehir er- 
reicht haben, haben wir revolutionäre Ge- 
fangene heute wieder dieselbe Aufgabe, 
die Angriffe abzuwehren. Koste es, was es 
wolle, wir werden vor nichts zurück- 
schrecken. Aber wir werden niemals die 
Isolationszellen akzeptieren. Jetzt wird 
man das Echo von unserem lautstarken 
Widerstand in den Gefängnissen unserer 
Heimat hören. Wir, die politischen Gefan- 
genen von DHKP-C, TKP(ML) und TKIP 
werden unseren Hungerstreik so lange 
weiterführen, bis der Staat die Verlegung 
in die Isolationszellen stoppt und unsere 
Forderungen anerkennt. Wir starten mit 
dem unbefristeten Hungerstreik am 20. 
Oktober 2000. 


Unsere Forderungen: 


Die bis heute gebauten F-Typ-Isola- 
1 etionszellen müssen geschlossen wer- 
den. 
Das Antiterrorgesetz Artikel 3713 
2 e muss mit all seinen Resultaten aufge- 
hoben werden. 
Das vom Justiz- Innen- und Gesund- 
3 e heitsministerium unterzeichnete 


„Dreierprotokoll“ muss abgeschafft wer- 
den. 
4 Das Staatssicherheitsgericht muss ge- 
eschlossen werden und die gefällten 

Urteile müssen alle rückgängig gemacht 
werden. 

Die Gefängnisse müssen in bestimm- 
5 eten Perioden von den Familienan- 
gehörigen der Gefangenen mit dem Men- 
schenrechtsverein, den ernannten Vertre- 
tern von DKÖ (Demokratischen Massenor- 
ganisationen) und alle ernannten Vertre- 
ter vom Yargi-Sen, ein Gremium gründen 
und die Gefängnisse überwachen. Diese 
Überwachung soll nicht willkürlich ge- 
schehen, sondern unter gesetzlichem 
Schutz. 

Die Verantwortlichen die in den Mas- 
O sakem am 21.September 1995 in Bu- 
ca, am 4.Januar 1996 in Ümraniye, am 
24.September 1999 in Diyarbakir, am 
26.September in Ulucanlar und am 5.Juli 
in Burdur unsere Freunde in Massen ver- 
letzt oder ermordet haben, sollen öffent- 
lich und schnellstmöglich verurteilt wer- 
den. 
7 Die Gefangenen, die seit dem Todes- 

e fasten von 1996 unter verschiedenen 

Krankheiten leiden und danach bei diver- 
sen Militäroperationen zusätzlich verletzt 
und nicht behandelt worden sind, müssen 
sofort freigelassen werden. 

Die Personen, die uns während der 
8 eUntersuchungshaft, bzw. zu anderen 
Zeiten und Orten gefoltert haben, sollen 
der Öffentlichkeit preis gegeben werden 
und zügig verurteilt werden. 

Der Widerstand der Völker für De- 
9 emokratie und Freiheit darf nicht mit 
antidemokratischen Gesetzen verhindert 
werden. Diese Gesetze müssen alle aufge- 
hoben werden. Die Unterdrückung der 
Kurden und anderer Minderheiten muss 
ein Ende gesetzt werden. 
Wir werden eher sterben, aber niemals die 
Isolationszellen annehmen!.. 
Es lebe unser Widerstand! 


DHKP-C, TKP(ML) und TKIP Anhänger in 
den Gefängnissen von 

Ümraniye, Bursa, Çanakkale, Bartin, Geb- 
ze, Malatya, Çankiri, Aydin, Buca, Uluc- 
anlar, Usak, Ceyhan 


Erklärung der Roten Hilfe zum europaweiten Aktionstag 


Solidarität mit dem Hungerstreik der politischen Gefangenen in der 
Türkei gegen die Einführung von Isolationszellen in den Knästen 


Die Rote Hilfe e.V. aus der BRD grüßt alle 
TeilnehmerInnen der heutigen Demonstra- 
tion gegen die Einführung der F-Typ-Ge- 
fängnisse in der Türkei. 

Über tausend politische Gefangene haben 
am 20.Oktober in den Gefängnissen der Tür- 
kei einen unbefristeten Hungerstreik begon- 
nen. Wenn die gerechten Forderungen der 
Gefangenen nach Nichteinführung der Iso- 
lationshaft nicht erfüllt werden, so werden 
sie ihre Aktion ins Todesfasten umwandeln. 
In Deutschland haben sich deutsche und tür- 
kische Gefangene dem Hungerstreik ange- 
schlossen. 

Schon seit mehreren Jahren versucht der 
türkische Staat auf Drängen der Europäi- 
schen Union das Modell Stammheim in der 
Türkei durchzusetzen, als Einführung des 
„Europäischen Standards‘. Dies erinnert uns 
an Versuche des BRD-Staates in den 70er 
und 80er Jahren das „Modell Deutschland“ 
europaweit zu exportieren. Wesentlicher Be- 
standteil dieses Exportes war und ist die Iso- 
lationshafttechnologie. 

Der Versuch der Einführung von Isohaft- 
zellen ist in der Türkei bisher am erbitterten 
Widerstand innerhalb und außerhalb der 
Knäste immer wieder gescheitert. Der türki- 
sche Staat geht gegen diesen Protest mit bru- 
talster Härte vor. Hierbei macht er auch vor 
Vätern und Müttern der Gefangenen oder 


Bericht aus Hamburg 


Im Rahmen des europaweiten Aktionstages 
gegen die Einführung von Isolationshaft und 
zur Unterstützung des Hungerstreiks der über 
1000 politischen Gefangenen in den türki- 
schen Gefängnissenfanden in mehreren 
Städten in ganz Europa Kundgebungen und 
Demonstrationen statt, u.a. in Straßburg, Den 
Haag, London, Paris, Zürich, Berlin und Wi- 
en. Das europaweit organisierte Aktions- 
bündnis für die politischen Gefangenen in der 
Türkei (DETUDAK) hatte zu diesem Aktions- 
tag aufgerufen. Auch in Hamburg fand eine 
Demonstration statt, die trotz kurzfristiger 
Mobilisierung mit ca. 200 TeilnehmerInnen 
erfreulichen Anklang fand. Nach einer kur- 
zen Auftaktkundgebung ging der Protestzug 
zum türkischen Konsulat an der Moorweide, 
wo eine weitere Kundgebung abgehalten 
wurde. Anschließend brachte die Demon- 
stration lautstark ihren Protest beim nord- 
deutschen Rundfunk in der Rothen- 
baumchaussee gegen das Verschweigen des 
Widerstands gegen die Einführung von Iso- 
lationshaft in der Türkei in den Medien zum 
Ausdruck. Nachdem der NDR sich weigerte, 
eine kleine Delegation der TeilnehmerInnen 
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deren Kindern nicht halt.. Auch innerhalb 
der Gefängnisse sind bereits Dutzende von 
Toten und Hunderte von Verletzten zu be- 
klagen. Die Gefangenen haben erklärt, daß 
sie lieber sterben werden, als sich in die neu- 
en Isolationszellen (in der Türkei F-Typ-Zel- 
len genannt) einsperren zu lassen. 

In der BRD ist die Erfahrung mit der Iso- 
lationsfolter - international als weiße Folter 
geächtet - jetzt über 30 Jahre alt. Erprobt 
und entwickelt gegen die politischen Ge- 
fangenen aus den verschiedenen militanten 
Widerstandsgruppen hier wird sie inzwi- 
schen zum Standardmittel, wenn es um das 
staatliche Vorgehen gegen sog. „renitente“ 
Gefangene geht. 

Aber genauso alt ist auch die Erfahrung 
in der BRD mit dem Kampf gegen diese Haft- 
bedingungen. In 10 kollektiven Hunger- 
streiks, die auch Tote unter den kämpfenden 
Gefangenen gekostet haben, haben sich die 
Gefangenen aus der RAF und dem antiim- 
perialistischen Widerstand gegen die unter- 
schiedlichsten Formen der Isofolter zur Wehr 
gesetzt. 

Aber auch heute noch sitzen sechs Ge- 
fangene aus der RAF seit 15 oder sogar über 
20 Jahren unter Sonderhaftbedingungen im 
Knast. Diese Gefangenen haben alle Formen 
der Isolationsfolter erlebt. Sie sind aufgrund 
der Haftbedingungen schwer krank. Ihnen 


zu empfangen, wurde einem der Sicherheits- 
beauftragten der Protestaufruf überreicht, der 
versprach, ihn an die verantwortlichen Stel- 
len weiterzuleiten. Damit löste sich die Pro- 
testversammlung auf, nicht ohne vorher an- 
zukündigen, dass die weitere Berichterstat- 
tung aufmerksam beobachtet wird und sich 
vorbehalten wird, wieder zu kommen. Be- 
gleitet wurde die Demonstration von zahl- 
reichen Einsatzkräften der Polizei, die v.a. am 
Konsulat und vor dem NDR demonstrative 
Präsenz zeigten. Für die nächsten Wochen 
sind bereits weitere Protestaktionen in Pla- 


gilt ganz besonders unsere Solidarität ver- 
bunden mit der Forderung ihrer bedin- 
gungslosen Freilassung. 

Als bundesweite Antirepressionsorgani- 
sation und in Solidarität mit den politischen 
Gefangenen ruft die Rote Hilfe angesichts 
der zugespitzten Situation in der Türkei zur 
gemeinsamen und solidarischen Unterstüt- 
zung des Hungerstreiks und des notwendi- 
gen Widerstands gegen die Einführung von 
Isolationshaft in den dortigen Gefängnissen 
auf. 

Das beinhaltet für uns alle politischen und 
ideologischen Differenzen mitanderen Kräf- 
ten zurückzustellen, zugunsten einer solida- 
rischen Zusammenarbeit mit allen Gruppen 
und Organisationen, die sich für die legiti- 
men Forderungen der Gefangenen einset- 
zen. 


Für einen starken, internationalen Wider- 
stand gegen die 

Einführung von Isolationshaft in den türki- 
schen Gefängnissen und anderswo. 
Solidarität ist eine Waffe! 

Zusammen kämpfen gegen die weiße 
Folter 

Freiheit für alle politischen Gefangenen 
weltweit 


gezeichnet: Roger Hasenbein, Sprecher des 
Bundesvorstands der Roten Hilfe e.V. 


nung, zumal die Gefangenen angekündigt 
haben, dass sie ins Todesfasten gehen wer- 
den. Auch in der BRD haben sich bereits meh- 
rere deutsche und türkische Gefangenen dem 
Hungerstreik angeschlossen. 


Solidaritätshungerstreik mit den 
Gefangenen in der Türkei 

Mehrere türkische Gefangene in der BRD 
befinden sich für 20 Tage im Hungerstreik, 


u.a. Ilhan Yelkuvan, Ali Etki, Ihan Erson, 
Mesut Demirel 


Erklärung vom 11.11.00 
Die F-Typ-Angriffe des 
Staates dauern an 


Besonders seit vergangenem Jahr unter- 
nimmt der Staat große Anstrengungen, um 
die Gefängnisse des F-Typ ins Leben zu ru- 
fen. 

Seit einem Jahr greift er im Bezug auf die 
Gefängnisse auf Lügen, Diffamierung, und 
verzerrte Nachrichten, sowie Provokatio- 
nen zurück. Er nutzt jede Gelegenheit und 
schafft neue Gelegenheiten, um die F-Typ 
Gefängnisse legitimieren zu können. In den 
Gefängnissen werden soziale Gefangene 
und Banden dazu benutzt, um Auseinan- 
dersetzungen und Aufstände zu erzeugen 
und dadurch eine Grundlage für den An- 
griff auf die revolutionären Gefangenen zu 
schaffen. 

Die in der vergangenen Woche im Ge- 
fängnis von Uþak aufkommenden Vorfälle 
sind ein auffallendes Beispiel hierfür. Der 
Staat ließ die Nuri Ergin Bande ein Massa- 
ker begehen. Im Anschluß darauf propa- 
gierte er „Wir haben keine Kontrolle über 
die Gefängnisse“ und „Die Lösung sind die 
F-Typ Gefängnisse”. Jetzt hat er seine An- 
griffe auch noch zur Spitze getrieben, in- 
dem er Konterguerillaorganisationen, wie 
MIT, Gendarmerie und Polizei, einen Be- 
richt veröffentlichen ließ. 

Der Bericht, der am 9. November 2000 in 
der Zeitung Sabah veröffentlicht wurde, be- 
inhaltet Folgendes: 

„- Die Organisationen und Banden kön- 
nen sich in den Gefängnissen freier bewe- 
gen als draußen. 

- Links- und rechtsorientierte illegale Or- 
ganisationen können ihre Zellen miteinan- 
der verbinden und bewaffnete und mi- 
litärische Ausbildung machen. 

- In einigen Gefängnissen werden die Zel- 
len meist miteinander verbunden, indem 
die Wände durchbrochen werden, Frauen, 
Männer und Kinder leben gemeinsam.“ 

Solcherlei Angriffe des Staates, wie hier 
eben angeführt, passen zu seinem Wesen. 

Das einzige Ziel des Staates, der sich die 
Vorfälle im Gefängnis von Uþak zum Werk- 
zeug macht, ist es, die Isolationsgefängnis- 
se zu legitimieren und einen Boden für den 
Angriff auf die revolutionären Gefangenen 
zu bereiten. 

Die heute mit diesem Zwischenfall an die 
Tagesordnung gebrachten Vorschläge „Die 
Maffiabosse nach Ymraly“, „ein wie Alca- 
traz auf einer Insel gebautes Gefängnis“, 
„Die Lösung sind die F-Typ Gefängnisse“, 
dienen ebenfalls diesem Zweck. 

Jede Diskussion über die Banden ist im 
Grunde gegen die Revolutionäre gerichtet. 

Auch wenn der Staat die Banden, die jeg- 
liche Drecksarbeit von ihm erledigen in die 
Isolationszellen stecken, wird sich nichts 
ändern. Die Banden werden wieder Waffen 
ins Gefängnis schmuggeln, Morde begehen, 
Drogen verkaufen und zu beliebigen Zei- 
ten die Gefängnistüren aufschließen und in 


Luxusrestaurants essen; die Polizei wird 
überhaupt nichts unternehmen. 

Die Banden werden, wie dies auch in den 
Zellen des Kartal Gefängnisses der Fall ist, 
ihre Geschäfte weiterführen. Dieses Rad 
wird sich in diese Richtung weiterbewegen, 
ganz gleich, über welche moderne Techno- 
logie und Sicherheit die Gefängnisse auch 
verfügen. Denn es ist der Staat selbst, der 
den Banden Waffen aushändigt, ihnen Dro- 
gen zusteckt, sie nährt und bei Bedarf für 
seine Zwecke benutzt. 

Deshalb dient jedes Wort über die Ban- 
den dazu, das Blut der Revolutionäre zu 
vergießen. Mit solcherlei Angriffen, Lügen 
und Demagogien kann der Staat die F-Typ- 
Gefängnisse nicht legitimieren. Unser, in 
verschiedenen Gefängnissen unseres Lan- 
des begonnener Widerstand wird alle Plä- 
ne des Staates durchkreuzen. Wir werden 
die Isolationsgefängnisse schließen. 


11. November 2000 
Die Gefangenen der Organisationen DHKP- 
C, TKP(ML) und TKYP aus allen Gefäng- 
nissen. 


Weiße Folter am Pranger 


TAYAD will Widerstand 
gegen Einführung 

von Isolationszellen in 
der Türkei bündeln 


Mehr als 300 Menschen fanden sich am 
Wochenende in einem Theater in der In- 
nenstadt von Istanbul zusammen, um auf 
einem Kongress gegen die Pläne der türki- 
schen Regierung zu protestieren, die poli- 
tischen Gefangenen zwangsweise in Isola- 
tionsgefängnisse zu verbringen. (...) 

Mit derKonferenz wollte TAYAD, eine Or- 
ganisation der Angehörigen der politischen 
Gefangenen, die Forderungen der Gefan- 
genen unterstützen und in der Gesellschaft 
breiter verankern. Zur Zeit ist die Solida- 
rität mit den Hungerstreikenden noch nicht 
sehr ausgeprägt. „Wir versuchen seit mehr 
als sechs Monaten, über die Hintergründe 
der geplanten Isolationshaft aufzuklären. 
Doch wir hätten viel früher anfangen und 
viel mehr machen müssen, um eine gesell- 
schaftliche Kraft zu werden“, meinte die 
TAYAD-Aktivistin Sükran Agdas gegenü- 
ber junge Welt. 

Vor allem die Mütter der Gefangenen ga- 
ben mit ihren weißen Tüchern und roten 


Halsbändern dem Kongress sein buntes Ge- 
präge. Der Kongress sollte die zahlreichen 
Aktionen gegen die Isolierzellen bündeln 
und Alternativen zur Politik des Wegsch- 
ließens aufzeigen. „Wir haben bewusst pro- 
minente Künstler und Schriftsteller einge- 
laden, damit diese Vorschläge auch in der 
Öffentlichkeit gehört werden“, meinte eine 
Frau aus der Konferenzvorbereitung. 
Tatsächlich hat man das Spektrum der Be- 
teiligten von Anfang an denkbar breit an- 
gelegt. Juristen, Mediziner, Künstler, Poli- 
tiker verschiedener kleiner linker Parteien, 
aber auch islamistischer Organisationen 
kamen zu Wort. Reformjuristen, die sich für 
eine Rehabilitation von Straftätern aus- 
sprachen und einen moderierten Klein- 
gruppenvollzug befürworteten, äußerten 
sich ebenso wie verschiedene Ärzte, die den 
hypokratischen Eid bei ihren Kollegen an- 
mahnten und mehrere Fälle aufzeigten, bei 
denen politische Gefangene gestorben sind, 
weil ihnen die medizinische Behandlung 
verweigert wurde. 

Die Rechtsanwältin Eren Keskin vom In- 
ternationalen Menschenrechtsverein (IHD) 
stellte einen Zusammenhang her zwischen 
der Behandlung der politischen Gefange- 
nen in der Türkei und einem kapitalisti- 
schen System, in dem immer mehr Men- 
schen in Not und Armut leben. Keskin er- 
innerte auch daran, dass in der BRD in den 
70er-Jahren politische Gefangene durch ein 
fein ausgeklügeltes 24-Punkte-Programm 
isoliert wurden. Ilse Schwipper hatte die 
Auswirkungen dieses Programms am eige- 
nen Leib erfahren. Mehr als sechs Jahre hat- 
te sie in der BRD unter Isolationshaftbe- 
dingungen in Berlin- Moabit verbracht. Sie 
berichtete auf dem Kongress über die maß- 
gebliche Rolle, die die BRD bei der Ent- 
wicklung der Isolationsgefängnisse und bei 
deren Export in verschiedene Kontinente 
spielte. Ende der 80er-Jahre wurden so die 
Kollektive der Grapo-Gefangenen in Spa- 
nien zerschlagen. Auch in Chile und Ar- 
gentinien wurden die alten Folterknäste 
durch die modernen Isolationstrakte er- 
setzt. „Die rote Folter wird durch die weiße 
Folter ersetzt“, brachte es die ehemalige Ge- 
fangene Schwipper auf den Punkt. Doch 
auch die Gegner der weißen Folter organi- 
sieren sich international. So gab es zahl- 
reiche Grußadressen, Delegationen zum 
TAYAD-Kongress kamen unter anderem 
aus Pakistan, Griechenland, Spanien, Itali- 
en und aus Deutschland. 

Am Ende des Kongresses wurde ein um- 
fangreicher Forderungskatalog verabschie- 
det. Ziel ist die „Demokratisierung“ der Ge- 
fängnisse in der Türkei. Auch wenn die tür- 
kische Regierung mit der Ernennung eines 
Rechtsaußenpolitikers zum Menschen- 
rechtsbeauftragten des Parlaments signali- 
sierte, auf diese Forderungen nicht einge- 
hen zu wollen, gingen die Kongressbetei- 
ligten mit dem Optimismus auseinander, 
dass der Kampf gegen die Isolationsge- 
fängnisse weitergeht. 

Peter Nowak, Istanbul (aus: jungeWelt) 


Nuri Eryüksels 
Erklärung vom 
30. Oktober 2000 


„Ich möchte auf die Vorwürfe der Bundes- 
anwaltschaft eingehen, die die DHKP-C als 
extrem gefährlich und als eine terroristische 
Vereinigung betrachtet. Die Front ist eine 
Volksbefreiungsbewegung. Sie führt gegen 
den Faschismus einen Kampf für Freiheit, 
Unabhängigkeit und Demokratie. Seit 30 Jah- 
ren führt sie diesen Kampf. Sie ist in allen 
Volksschichten organisiert. In der Türkei ver- 
sucht der Staat, sie mit allen Mitteln zu ver- 
nichten. Das Ausland hat die Front nie als ein 
Kampfgebiet angesehen. Ihr geht es darum, 
die 3,5 Millionen Menschen aus der Türkei 
anzusprechen. 

Wenn die Bundesanwaltschaft von der Ge- 
fährlichkeit der DHKP-C spricht, so muss sie 
auch die Türkei erwähnen, was für ein Land 
das ist. Das macht die Bundesstaatsanwalt- 
schaft jedoch nicht. In der Türkei gibt es we- 
der Demokratie noch Menschenrechte. Justiz 
und Gerechtigkeit gibt es auch nicht. Es gibt 
zwar ein Parlament, Wahlen und Parteien, 
doch sie sind ein Teil des Demokratiespiels. 
Die Türkei wird von dem Nationalen Sicher- 
heitsrat regiert. Keine Partei kann ohne die 
Zustimmung des Nationalen Sicherheitsra- 
tes regieren. 

Die Türkei ist eine Republik, eine Folterre- 
publik. 

Dieses kann man ohne Mühe mit den Sta- 
tistiken der Menschenrechtsvereine ganz klar 
belegen. Ein Justiz-Professor der Türkei, der 
die Türkei vor dem europäischen Menschen- 
rechtsgerichtshof verteidigte, trat mit der Be- 
gründung, „Solch einen Land kann man 
nicht verteidigen“ zurück. Mit 2600 Fällen 
hält die Türkei hier den Rekord. Ein einziges 
Bild vom Ulucanlar-Massaker reicht aus, das 
Massakergesicht der Türkei der Weltöffent- 
lichkeit vorzuzeigen ... 

Das Regime, von dem ich hier berichte, ist 
ein enger Bündnispartner von Deutschland. 
Deutschland hat die Türkei bezüglich seiner 
wirtschaftlichen, militärischen und politi- 
schen Interessen immer unterstützt. Bei dem 
Putsch von 12. September 1980 ist nach Re- 
cherchen eines deutschen Journalisten die 
Unterstützung des Putsches vom damaligen 
Bundeskanzler Helmut Schmidt ans Tages- 
licht gekommen. Die geopolitische Lage der 
Türkei ist sehr wichtig. Sie ist die Tür, die sich 
zum Balkan, dem Nahen Osten und Kauka- 
sus Öffnet. Deswegen ist die Türkei für 
Deutschland unverzichtbar ... 

Der Nationale Sicherheitsrat hat in seinen 
Sitzungen der letzten drei Jahre immer wie- 
der über die Austrocknung der Auslands- 
quellen der terroristischen Organisationen 
geredet. So hat die Türkei Mafiabanden, 
Graue Wölfe Anhänger ins Ausland geschickt 
und Jagd aufdie Revolutionäre gestartet. Die- 
se Mörder wurden in den Konsulaten unter- 
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gebracht. Türkische Agenten und Mörder- 
banden haben versucht, Provokationen zwi- 
schen den Kurden und den Türken zu orga- 
nisieren. Alle 4 bis 5 Monate kommen türki- 
sche Sicherheitsbeamte nach Deutschland. 
Mit welchem Zweck sie Deutschland besu- 
chen, ist für jedem ganz offensichtlich. Nach- 
dem sie Deutschland verlassen haben, be- 
ginnen hier Razzien gegen Vereine und Re- 
volutionäre werden festgenommen. Die An- 
hänger der Front, die in Deutschland auf ei- 
ner demokratischen und offenen Ebene Ak- 
tivitäten durchführen, werden angegriffen. ... 


Zu den internen gewalttätigen 
Auseinandersetzungen 


Die Provokationen sind von den anderen 
(THKP-C) erfolgreich forciert worden. Wir 
können ihre Angriffe als Erfolg bezeichnen, 


weil wir in ihre Falle getappt sind und mit 
gleichen Mitteln reagiert haben, anstatt die 
Auseinandersetzungen politisch zu führen. 

Anfang 1999 hat sich S. Gül im Namen der 
Organisation dazu geäußert und seit länge- 
rer Zeit werden die Auseinandersetzungen 
auf ideologischer Ebene geführt. 


Bei den Beziehungen zwischen derTürkei und 
Deutschland spielen die Menschenrechtsfra- 
gen eine zweite Rolle, ökonomische Interes- 
sen stehen im Vordergrund. Deutschland hat 
die Türkei im Hinsicht auf die Menschen- 
rechtsfragen immer kritisiert und vor der 
Weltöffentlichkeit bloßgestellt. Bei den Ne- 
wroz-Vorfällen von ‘92 hat sie sogar ein Waf- 
fenembargo verlangt, doch unter der Hand 
wurden gleichzeitig Hunderte von Panzern 
und Waffen verkauft. Deutschland muss sich 
von dieser Haltung distanzieren. Sie behaup- 
tet einen Kampf gegen den Rassismus und 
ausländerfeindlichen Organisationen zu 
führen. Ein Land, welches den Faschismus in 
anderen Ländern unterstützt kann keinen 
Kampf gegen den Faschismus im eigenen 
Land führen.“ 


Nachbemerkung: 
Nuri Eryüksel wird beschuldigt, u.a. Deutsch- 


land- bzw. Europaverantwortlicher der 
DHKP-C zu sein. Die mehrstündige Prozes- 
serklärung wurde vom Gericht mehrere Ma- 
le unterbrochen, was Muris Konzentration 
folglich empfindlich beeinträchtigte. Er- 
schwerend kam hinzu, dass Nuri wegen sei- 
ner Sehschwäche nicht auf Notizen zu- 
rückgreifen konnte, sondern aus dem Ge- 
dächtnis referieren musste. 


Prozesstermine 


21., 22. 30. November, jeweils 9.30 Uhr 
6., 7., 12., 13. Dezember, jeweils 9.30 Uhr 
18.12., 14.30 Uhr, 19.12., 9.30 Uhr 


Adresse von Nuri Eryüksel 


UHA Hamburg, Holstenglacis 3-5, 
20355 Hamburg 


Staatsschutzangriff auf Solidaritäts- 
strukturen 


Hausdurchsuchungen 
in Kaiserslautern und 
Berlin 


Am frühen Morgen des 30.10. bekamen Pe- 
ter Nowak (freier Journalist) in Berlin und ein 
Genosse des Komitees für internationale So- 
lidarität(KL) Besuch der jeweiligen Staats- 
schutzabteilungen. Bei beiden wurden je- 
weils Flugblattsammlungen, Akten und der 
Computer bzw. Laptop entwendet. Der 
Durchsuchungsbeschluss gegen beide kam 
vom Amtsgericht Berlin/Tiergarten. Er wur- 
de jeweils mit den Verdacht begründet, dass 
beide die, seit August 1998 verbotene DHKP- 
C unterstützen würden (Verstoß gegen das 
Vereinsgesetz ). Soweit aus dem Beschluss der 
Staatsanwaltschaft gegen unseren Genossen 
aus KL zu entnehmen ist, geht es den Ermit- 
telnden hauptsächlich um einen im Herbst 
1999 herausgegebenen Solidaritätsappell, 
der sich gegen das Verbot der DHKP-C rich- 
tete. 

Wir in Kaiserslautern sehen in der Krimi- 
nalisierung unseres Genossen den Versuch, 
die immer breiter werdende Solidaritätsbe- 
wegung mit den Kämpfenden in der Türkei 
einzuschüchtern und zu unterdrücken. Gera- 
de zu einem Zeitpunkt, während dem die 
Kämpfe in der Türkei gegen die aus Europa 
importierte Isolationsfolter durch dem am 
20.10. begonnenen unbefristeten Hunger- 
streik der revolutionären Gefangenen aus der 
DHKP-C, TKP(ML) und TIKB eine neue Stufe 
erreicht, versuchen die deutschen Verfol- 
gungsbehörden die wachsende internationa- 
le Solidarität zu kriminalisieren. Es handelt 
sich unserer Meinung nach glasklar darum 
zu verhindern, dass die breite Öffentlichkeit 
mitbekommt, dass die Türkei mit bundes- 
deutscher Hilfe ihre Foltermethoden mit der 
Einführung der Isolationshaft in türkischen 
Gefängnissen auf europäische Standards an- 
heben will. Außerdem haben die Herrschen- 


den in der BRD kein Interesse daran, dass die 
Isolationshaft als weiße (unblutige) Folter 
hier wieder aufdie Tagesordnung kommt. Im- 
merhin sitzen noch Dutzende Gefangene aus 
den Befreiungs- und Klassenkämpfen in der 
BRD, Türkei und Kurdistan sowie einige so- 
ziale Gefangene unter (teilweise modifizier- 
ten) Isolationsbedingungen in deutschen Ge- 
fängnissen. Ein Teil der sechs immer noch 
einsitzenden KämpferInnen aus der RAF ist 
schon seit über 20 Jahren diesen Bedingun- 
gen unterworfen. Erst Anfang diesen Jahres 
schaffte es Ilhan Yelkuvan (DHKP-C) durch 
einen über 60 Tage anhaltenden Hunger- 
streik/Todesfasten mit der Unterstützung sei- 
ner in Europa und der Türkei inhaftierten Ge- 
nossInnen, aus der Isolationshaft in den 
„Normalvollzug“ verlegt zu werden. Dies war 
der erste Erfolg von politischen Gefangenen 
gegen das bundesdeutsche Isolationsregime 
seit den großen Hungerstreiks der RAF-Ge- 
fangenen in den 80ern. 

Wir vom Komitee für internationale Soli- 
darität(KL) werden uns im Kampf gegen die 
Isolationsfolter und für die Freiheit der Ge- 
fangenen aus Klassen- und Befreiungskämp- 
fen weltweit sowie im Kampf gegen die Kri- 
minalisierung ausländischer Befreiungsorga- 
nisationen durch die Herrschenden in der 
BRD nicht einschüchtern lassen. 

Wir fordern alle Menschen, die gegen Fol- 
ter und politische Gefangenschaft eintreten 
auf, die Kämpfe in der Türkei zu unterstüt- 
zen und gegen jedes Verbot ausländischer Be- 
freiungsorganisationen in der BRD die Stim- 
me zu erheben. 

Komitee für internationale Solidarität(KL), 
den 14.11.2000, Kontakt: 

Komitee für internationale Solidarität (kl) 
Postfach 3570 67623 Kaiserslautern fax.: 
0631/45722 Email : kisk@gm.r.de 


Nach Mehmet Kilic auch Häseyin Cal- 
han in die Türkei abgeschoben 


Rot/grüne Abschie- 
bungsvollstrecker 


Nordrhein-Westfalens rot-grüne Landesre- 
gierung hat wieder einmal bewiesen, dass sie 
den „Ausländer-raus“-Parolen von Neonazis 
und Konservativen längst Taten folgen las- 
sen kann. Nach Mehmet Kilic wurde nun auch 
Hüseyin Calhan in den Folterstaat Türkei ab- 
geschoben. Erst kürzlich hat der EU-Erweite- 
rungskommissar Günter Verheugen erklärt, 
er halte die Türkei aufgrund der Menschen- 
rechtslage und der eklatanten Demokratiede- 
fizite keineswegs reif für Gespräche über ei- 
nen Beitritt zur Europäischen Union. Auch 
der Europäische Gerichtshof für Menschen- 
rechte hat die Türkei erneut wegen Fällen von 
Folter, Verletzung der Meinungsfreiheit und 
Diskriminierung zu hohen Geldstrafen ver- 
urteilt. In allen verhandelten Fällen hatte es 
sich um Kurden gehandelt. Erneut hat auch 
die Menschenrechtskommission im türki- 
schen Parlament einen Bericht über syste- 
matische Folter in Polizeistationen und Ge- 
fängnissen vorgelegt. 

Die Landesregierung kennt vermutlich die 
Dokumentationen von Flüchtlingsräten und 
Pro Asyl über das Schicksal von abgescho- 
benen Kurdinnen und Kurden. Dann ist ihr 
auch bekannt, dass Abgeschobene in Ver- 
hören unter Folter immer wieder zu Aussa- 
gen über Kirchenasyle und daran Teilneh- 
mende gezwungen werden. Selbst das Aus- 
wärtige Amt hat auf dieser Grundlage einige 
Korrekturen in ihrem Lagebericht zur Türkei 
vorgenommen. Das alles ficht offenbar 
SPD/Grüne-Landespolitiker/innen nicht an. 


Was sagte Ministerpräsident Wolfgang Cle- 
ment noch in seiner Rede am 21. Oktober auf 
der Dortmunder Veranstaltung unter dem 
Motto „Fremde sind Freunde“: „In dieser 
Stadt, in unserem Land“ dürfe es für Gewalt 
und Rassismus keinen „Millimeter Spiel- 
raum“ geben. Aber was sind Abschiebungen 
anderes als Rassismus und Gewalt? 

Alle, die an diesen Vollstreckungsmaßnah- 
men direkt und indirekt mitgewirkt haben, 
sind für die Folgen der Abschiebungen von 
Mehmet Kilic und Hüseyin Calhan verant- 
wortlich. 

Das Signal der Landesregierung ist deut- 
lich: Den Kirchenasylen soll der Garaus ge- 
macht werden, die Kirchengemeinden sollen 
verunsichert, die Betroffenen in Hoffnungs- 
losigkeit gestürzt und die Unterstützer/innen 
zermürbt werden. Auf dem Rücken von 
Flüchtlingen werden hier innenpolitische 
Kämpfe darum geführt, wer die Nase vorn hat 
in Sachen Leitkultur (CDU), Verfassungspa- 
triotismus (CDU und Grüne) und Deutsch- 
landliebe (PDS). Die Nazis werden den Wett- 
bewerb mit Freude beobachten und derweil 
unverdrossen ihre Parole „Fremde sind Fein- 
de“ in die Praxis umsetzen. 

Dieser Wahnsinn muss ein Ende haben. Wir 
fordern 
e die Abschaffung der Abschiebeknäste 
e ein Bleiberecht für alle 
e einen sofortigen Abschiebestopp von 
Kurd(inn)en in die Türkei 
e die Legalisierung aller illegalisierten 
Menschen in der Bundesrepublik 


RECHTSHILFEVEREIN AZADI e.V, Lin- 
denthalgürtel 102, 50935 Köln; Tel: 0221- 
9234497, Fax: 0221-9234499 

e-mail: Azadi@t-online.de; internet: 
http://www.nadir.org/azadi/ 
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‚Freispruch für 
‚Totalverweigerer 


Am 3.11.00 wurde der konsequente Kriegs- 
- dienstverweigerer Jan Reher vom Amtsge- 
_ richt Hamburg-Harburg überraschend vom 
. Vorwurf der „Dienstflucht“ (853 ZDG) frei- 
. gesprochen. Der Student weigert sich, den 
- Zivildienst abzuleisten, da dieser „mi- 
: litärisch genau so verplant ist wie der Dienst 
. bei der Bundeswehr“. „Wer aus Gewissens- 
. gründen den Kriegsdienst mit der Waffe ver- 
. weigert, weil er sich an keinem Krieg be- 
 teiligen will, der kann seine Verplanung in 
. den aktuellen militärischen Strategien nicht 
akzeptieren. Zivildienstleistende sind nach 
. Aussage des Verteidigungsministeriums 
- nicht wegzudenken aus militärischen Aus- 
_ einandersetzungen.“ Als Zivildienstleisten- 
. der wäre er im Kriegsfall wie Soldaten un- 
. befristet zivildienstpflichtig und hätte im 
. Feldlazarett oder etwa beim Minenräumen 
Dienst zu tun. Reher: „Es ist für mich jedoch 


fe zu tragen, um an anderer Stelle genau so 
kriegsrelevanteingesetzt zu werden“. Entge- 
gen der verbreiteten Meinung gibt es in 
Deutschland kein Recht auf Kriegsdienst- 
verweigerung, es ist vielmehr nur der direkte 
Waffendienst in der Bundeswehr verwei- 
gerbar. Um 17.00 war nach etwa 4 Stunden 
Verhandlung die Überraschung komplett: 
Richter Panzer schloss sich den Argumen- 
ten der Verteidigung weitgehend an und 
sprach den Angeklagten unter Hinweis auf 
Art.1 (Würde des Menschen) und Art.4 (Ge- 
wissensfreiheit) frei. Der Verweigerer habe 


sich rechtswidrig, aber nicht schuldhaft ver- 
halten. Es liege ein übergesetzlicher Not- _ 
stand vor. Vor dem Hintergrund des verfas- 
sungs-, staats- und völkerrechtswidrigen 
Angriffskrieges der NATO auf Jugoslawien 
kommen zwar immer mehr Juristen zu ähn- 
lichen Ergebnissen, in dieser Deutlichkeit 
hatte damit aber niemand gerechnet. In sei- 
ner knapp einstündigen Erklärung ging Re- 
her zunächst auf die massive Rechtswidrig- 
keit des Kosovokrieges, den antidemokrati- 
schen Charakter des Militärs und seine prin- 
zipielle Ablehnung von Gewalt gegen Men- 
schen ein. Anhand von Gesetzestexten, of- 
fiziellen Planungen und Zitaten belegte er 
ausführlich die militärische Verplanung des 
„Zivildienst“ genannten „Kriegsdienstes | 
ohne Waffe“, um schließlich dessen antiso- 
zialen und arbeitsmarktpolitisch widersin- _ 
nigen Charakter zu erläutern. Die Staatsan- _ 
waltschaft hat gegen den Freispruch Beru- 
fung eingelegt. Nächste Instanz ist dasLand- _ 
gericht Hamburg. Aktenzeichen:7303 Js 
220/99 (Staatsanwaltschaft Hamburg)619 
Ds 32/00 (AG Hamburg-Harburg). (PM De- 
sertöre, FR v. 11.11.00) 


Die Politischen Gefangenen 
von ‚La Tablada‘, Argentinien 


Über 50 Tage 
Hungerstreik 


Zum zweiten Mal in diesem Jahr versuchen 
die 13 GenossInnen von ‚La Tablada’ mit 
einem Hungerstreik ihr Berufungsrecht vor 
Gericht in Argentinien, und somit ihre Frei- 
heit durchzusetzen. Auf der Grundlage des 
Sondergesetzes zum „Schutz“ der Demo- 
kratie verurteilt, ist Ihnen das Recht auf Be- 
rufung untersagt. 

Im Jahr 1989 sind die GenossInnen in die 
Kaserne von La Tablada in der Provinz Bu- 
enos Aires in Argentinien eingedrungen. 
Heute wie damals halten sie Ihre Aussage 
nach wie vor aufrecht, dass sie dies taten, 
um einen anstehenden Putsch der Militärs 
zu verhindern. In den Jahren zuvor waren 
mehrere Aufstände der Militärs gescheitert. 
Ihr Vorhaben endete mit ihrer Verhaftung, 
einige von Ihnen wurde an Ort und Stelle 
unbewaffnet hingerichtet, die Überleben- 
den gefoltert. 

Ihren ersten Hungerstreik hatten die Ge- 
nossInnen unter anderem nach dem Ver- 
sprechen der Regierung beendet, das Son- 
dergesetz zum „Schutz“ der Demokratie zu 
ändern. Dies hatte die Interamerikanische 
Menschenrechtskommission der Organisa- 
tion Amerikanischen Staaten (IACHR) 1997 
gefordert, denn dieses würde gegen mehre- 
re internationale Abkommen verstossen, 
die auch Argentinien ratifiziert hatte. 


Gleichzeitig wurde von der Kommission die 
Aufklärung der Hinrichtungen gefordert, 
sowie die rechtsstaatlichen Irregularitäten 
beim damaligen Prozeß bemängelt. 

Nun wollen die GenossInnen solange die- 
sen Streik vorsetzen, bis sie ihre Ziele er- 
reicht haben. 

Ihr Kampf droht jedoch angesichts der 
momentanen Turbulenzen der argentini- 
schen (Tages-) Politik unterzugehen. Sena- 
toren der regierenden Allianz und der Op- 
position wurden vor einigen Wochen be- 
stochen, um einem Arbeitsflexibilisie- 
rungsgesetz zuzustimmen, was derzeit na- 
hezu das gesamte Interesse der Medien be- 
setzt hält. Inzwischen ist der Vizepräsident 
„Chacho“ Alvarez wegen der Untätigkeit 
des Präsidenten De la Rua zurückgetreten. 

Die Peronistische Opposition weigert sich 
zugleich, über das vorliegende Änderungs- 
gesetz abzustimmen, solange Präsident De 
la Rua selbst den Entwurf nicht unter- 
schreibt. Er solle persönlich für die Freilas- 
sung der „Terroristen“ die politische Ver- 
antwortung übernehmen. Auf diese Weise 
wurde die Änderung des Gesetzes zu 
„Schutz“ der Demokratie über Wochen hin- 
ausgeschoben. 

Dieses Spiel ist nichts Geringeres als das 
Spiel mit dem Leben der GenossInnen. 

Wir fordern vom argentinischen Parla- 
ment die sofortige Änderung des Gesetzes 
zum „Schutz“ der Demokratie ! Wir fordern 
die sofortige Freilassung aller politischen 
Gefangenen in Argentinien! Schluß mit den 
Sondergesetzen in Argentinien und Überall! 
Freiheit für alle politischen Gefangenen! 

Unten ist ein Schreiben auf spanisch mit 
der deutschen Übersetzung. Es wäre sehr 
wichtig, dieses Schreiben so oft wie mög- 
lich an die unten angegebenen Adressen zu 


“ Los presos políticos de La Tablada se encuentran nuevamente en huelga de hambre,la . 
. cual se prolonga desde hace más de 50 dias. Con esta acción, intentan buscar una so- ` 
` lución que ponga término a 11 años de prisión. La Comisión Interamericanade Dere- ` 
, chos Humanos (CIDH) de la OEA ya se ha expedido por su libertad. Le solicitamos al < 
, parlamento argentino que respete los Tratados Internacionales y de cumplimiento a . 
; la resolución de la CIDH N° 0557/97 Caso N° 11137 Argentina,y que otorgue la liber- ; 
; tad a los presos politicos de La Tablada, evitando graves daños para su salud. i 
Esperando un acto de justicia de su parte, lo saluda atentamente 


: [Name der Gruppe/Person], 
+ Alemania/Osterreich/Schweiz 


: Modellschreiben (Deutsche Übersetzung): 


: Sehr geehrte Damen und Herren, 


! Die Gefangenen von ‚La Tablada’ befinden sich seit mehr als 50 Tagen im Hunger- ° 
- streik. Sie wollen damit eine Lösung bezüglich Ihrer 11-jährigen Gefangenschaft er- ` 
` reichen. Die Interamerikanische Menschenrechtskommission der Organisation Ameri- ° 
. kanischen Staaten (IACHR) hat sich für ihre Freilassung ausgesprochen. . 
. Wir bitten das argentinischen Parlament, die internationalen Abkommen zu achten ` 
,„ und die ‚IACHR-Reslution Nr. 0557/97 / Fall Nr. 11137 / Argentinien’ umzusetzen, so- . 
‚ wie der Forderung nach der Freiheit der Gefangenen von ‚La Tablada’ stattzugeben, , 
s um gravierende gesundheitliche Schäden zu vermeiden. i 
; Im Erwartung eines Aktes der Gerechtigkeit Ihrerseits, 


» mit freundlichen Grüßen, 
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schicken. Bitte schickt uns und den Genos- 
sinnen in Argentinien eine Kopie Eurer 
Mail-Nachricht, so daß wir den Überblick 
behalten können. 

Mit solidarischen Grüßen, 
Solidaritätsgruppe für die politischen Ge- 
Jangenen in Chile 

FDCL Forschungs- und Dokumentations- 
zentrum Chile-Lateinamerika. 
Gneisenaustr. 2a, 10961 Berlin 

Fax: 0049-30-6926590 

Email: berlinterror@ hotmail.com 

In Argentinien: presos@tablada.org 


Text weitergeleitet von Anarchist Black 
Cross Innsbruck: LOM Postlagernd, 6024 
Innsbruck, Austria, e-mail: 
abcibk@hushmail.com 
www.freespeech.org/entfesselt 


Israel / Palästina 


Die Lage der 
palästinensischen 
Gefangenen in 
den israelischen 
Gefängnissen 


Die Lage der palästinensischen Gefangenen 
in den israelischen Gefängnissen spiegelt 
das Leiden des palästinensischen Volkes 
unter der Besatzung wider. Viele Gefange- 
ne sitzen seit mehr als 20 Jahren im Ge- 
fängnis, manche wurden als Jugendliche 
während der ersten Intifada (1987-1993) 
verhaftet und sitzen noch heute hinter Git- 
tern. Die Geschichte jedes palästinensi- 
schen Gefangenen ist die Geschichte einer 
ganzen Familie. Man kann sich das Aus- 
maß dieses Leidens besser vorstellen, wenn 
man weiß, dass mehr als 350.000 Palästi- 
nenser seit Beginn der Besatzung (1967) 
mindestens einmal verhaftet worden sind. 

1.600 alte palästinensische Gefangene 
sitzen immer noch seit vielen Jahren in den 
israelischen Gefängnissen (die meisten aus 
der Zeit der ersten Intifada 1987). 

Diese Gefangenen sind auf zwölf Ge- 
fängnisse verteilt. Es gibt viele weitere Ge- 
fangene, über deren genaue Zahi man 
nichts wissen kann, weil sie sich in Isolati- 
onshaft oder in Ermittlungsräumen befin- 
den, wo weder Familien noch Rechtsan- 
wälte Kontakt zu ihnen bekommen oder et- 
was über sie erfahren können. (Die aktuel- 
len Verhaftungen: Israel hat zugegeben, 
dass es im Oktober 2000 während der neu- 
en Intifada 450 Palästinenser aus Jerusa- 
lem und den palästinensischen Orten in Is- 
rael inhaftiert hat. Dazu kommt noch eine 
aktuell unbekannte Zahl der neu Inhaftier- 
ten aus den besetzten Gebieten Westbank 


und Gaza. Dabei handelt es sich um viele 
Demonstranten und Jugendliche, die seit 
Anfang Oktober 2000 durch geheime zivil 
gekleidete Sondereinheiten - under cover 
units - entführt und verhaftet wurden.) 
1994 war zwischen Israel und der PLO im 
Rahmen von Oslo-Abkommen vereinbart 
worden, dass Israel 5.000 Gefangene in- 
nerhalb eines Monats nach Unterzeichnung 
des Abkommens freilässt. In den Jahren da- 
nach hat Israel fast nur Gefangene freige- 
lassen, von denen die Mehrzahl Strafge- 
fangene waren oder politische Gefangene, 
die kurz vor dem Ende ihrer Haft standen. 
Die Bedingung für die Freilassung von 
manchen Gefangenen war, dass jeder Ge- 
fangene ein Dokument unterzeichnen soll- 
te, in dem er dem „Terror“ abschwört und 
sich verpflichtet, keine Gewalt anzuwenden 
und den sogenannten Friedensprozess zu 
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unterstützen. Die Gefangenen haben dieses 
Dokument als billige Erpressung verstan- 
den und die Unterzeichnung abgelehnt. 

Nach dem Abzug der Israelis aus den 
palästinensischen Innenstädten hat Israel 
alle Gefangenen aus der Westbank und aus 
Gaza in weit abgelegene Gefängnisse ver- 
legt. Dies stellt einen Verstoß gegen inter- 
nationale Abkommen dar. Diese Verlegung 
hat die Besuche von Familienangehörigen, 
die sowieso nur selten zugelassen werden 
und nicht mehr als 45 Minuten dauern dür- 
fen, erheblich erschwert. Oft werden die Be- 
suche überhaupt nicht erlaubt, besonders 
wenn Gaza und Westbank abgeriegelt wer- 
den, wie dies zur Zeit der Fall ist. 

Seit 6 Jahren dürfen Rechtsanwälte aus 
Gaza ihre Mandanten nicht kontaktieren. 
So werden die Gefangenen nicht die Mög- 
lichkeit haben sich zu verteidigen. 

Was die Folter anbetrifft, so hat das höch- 
ste israelische Gericht im November 1996 
zwei Beschlüsse erlassen, wonach es dem 
israelischen Geheimdienst Shabak erlaubt 
wird, körperlichen Druck anzuwenden; vor 
allem wird die Methode des extremen 
Schüttelns während der Vernehmung er- 


laubt, was oft zu Gehirnerschütterungen 
führt. Und so ist Israel der einzige Staat in 
der Welt, der Folter als offizielle Politik und 
mit gesetzlicher Deckung betreibt. Die Le- 
bens- und Haftbedingungen der Gefange- 
nen werden immer schlechter, auch da- 
durch, dass die Besatzungsmacht immer mit 
harten Angriffen gegen die Gefangenen 
vorgeht, wenn sie z.B. gegen die Haftbe- 
dingungen protestieren. 

Die meisten Gefängnisse sind ohne Hei- 
zung, obwohl viele in der Wüste liegen, wo 
es im Winter sehr kalt ist, wie zum Beispiel 
in den Gefängnissen Ashkalon, Nafhar und 
Majiddo. Die Menschenrechtsorganisatio- 
nen haben für diese Gefängnisse Heizun- 
gen gefordert, aber Israel hat das mit der 
Begründung abgelehnt, dass die Heizung 
ein Sicherheitsrisiko darstellt, da die Ge- 
fangenen die Heizkörper als Mittel zur ge- 

genseitigen Folte- 
& rung oder zum 
Selbstmord be- 
nutzen könnten. 
ł# Das Essen ist 
: quantitativ und 
= qualitativ sehr 
schlecht. Die me- 
dizinische Situati- 
on ist katastro- 
Fre phal;die Gefange- 
ER nen müssen drei 
Monate warten, 
= bis sie einem Arzt 
vorgeführt wer- 
den. Es gibt keine 
Medikamente und 
man bekommt 
höchstens 
Schmerzmittel. 
Die Familien dür- 
fen keine Medika- 
mente schicken. 
Viele Gefangene leiden unter chronischen 
Krankheiten. Gemäß dem Abkommen soll- 
ten die kranken Gefangenen entlassen wer- 
den, aber Israel hat sich in diesem Punkt 
sowie in den meisten Punkten nicht an die 
Vereinbarungen gehalten. (...) 

Die palästinensischen Gefangenen sind 
sehr enttäuscht von den sogenannten Frie- 
densabkommen. Seit Jahren wird ihnen 
versprochen, durch diese Abkommen frei- 
zukommen. Israel hat fast nur nicht-politi- 
sche Gefangene freigelassen und so getan, 
als ob es sich an die Vereinbarungen hält. 
Die Freiheitskämpfer werden nie freiwillig 
von Israel entlassen. 

In den winzigen Gebieten, die unter den 
palästinensischen Behörden stehen, über- 
nahm die palästinensische Behörde die glei- 
chen Gefängnisgebäude. Vor der letzten In- 
tifada (September 2000) saßen in diesen 
palästinensischen Gefängnissen ungefähr 
100 palästinensische politische Gefangene, 
die gegen die erniedrigenden „Friedensab- 
kommen“ sind. Im Oktober 2000 haben die 
palästinensischen Massen diese palästinen- 
sischen Gefängnisse gestürzt und die Ge- 
fangenen dort befreit. (...) 


Puertoricanische politische 
Gefangene in den USA 


Faltan 6 — 
Es fehlen noch sechs 


Am 10. September 1999 kamen aufgrund ei- 
ner Begnadigung durch Präsident Clinton 11 
puertoricanische politische Gefangenen nach 
19 Jahren Gefangenschaft und mehr frei. Un- 
ter der Motto „Faltan6“ („es fehlen noch 6“) 
wendet sich die Freilassungskampagne für 
die noch im Knast befindlichen 6 weiteren 
puertoricanischen politischen Gefangenen 
mit einer Petition an die Vereinten Nationen. 
Wer diese Petiton unterstützen will, kann das 
unter der Internet-Adresse: www.PetitionOn- 
line.com/Faltan6/ 


An: Die Generalversammlung der Vereinten 
Nationen - Sonderkomitee zur Dekolonistion 

Die ProLibertad-Freiheits-Kampagne bittet 
die Generalversammlung der Vereinten Na- 
tionen - Sonderkomitee zur Dekolonisation 
um Ihre Unterstützung für die sofortige be- 
dingungslose Freilassung der Männer und 
Frauen, die wegen ihre Aktivitäten zur Un- 
terstützung der Unabhängigkeit Puerto Ricos 
noch inb US-Gefängnissen sind. 

Wir bringen unsere Hoffnung zum Aus- 
druck, daß der Präsident der Vereinigten 
Staaten es in Betracht ziehen wird, die puer- 
toricanischen politischen Gefangenen, die 
immer noch unangemessene und unverhält- 
nismäßige Haftstrafen in Gefängnissen der 
USA verbüßen, zu begnadigen. 

SPG - Hamburg Solidarität mit den politi- 
schen Gefangenen 


Hinrichtungsbefehl für 
Zolo Agona Azania ausgesetzt 


Protest lohnt sich 


Brief seines Anwalts (mit dem er sich für 
die Unterstützung für Zolo bedankt), 
en : Vielen Dank für Ihre Hil- 
fe! 
: Am 11. Oktober setzte 
© das Oberste Gericht des 
Bundesstaates Indiana 
© Zolo Azanias Hinrich- 
“ tungsbefehl aus. Aus- 
schlaggebend war, dass 
| wir die Öffentlichkeit auf 
3 diesen Fall aufmerksam 
machen konnten, und 
unser großer Dank geht an alle, die dabei ge- 
holfen haben. 

Zolos Anwälte dürfen nun Beweise gegen 
Belastungszeugen aus dem ersten Verfahren 
vorbringen. Die Fragen bezüglich der Verlet- 
zung Zolos verfassungsmäßig garantierter 
Rechte infolge eines inkompetenten Vertei- 
digers im ersten Verfahren und dem Aus- 
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schluss der meisten juryberechtigten 
Schwarzen aus dem Geschworenen-Pool im 
Wiederaufnahmeverfahren wegen einer an- 
geblichen Computerpanne werden noch 
„nachgeprüft.. 

Um diesen Fall schnell zu erledigen, wies 
das Oberste Gericht die niedrigere Instanz an, 
eine Entscheidung über den Vorwurf des 
Meineids bis zum 12. Februar 2001 zu fällen. 

Ihre Unterstützung hat dazu beigetragen, 
dass der Hinrichtungsbefehl ausgesetzt wur- 
de. Nichtsdestotrotz, müssen wir den Druck 
aufrechterhalten und eine faire Überprüfung 
aller Streitfragen durch das Oberste Gericht 
Indianas fordern - keine Schnellentschei- 
dung, welche die Wahrheit begräbt. 

Sie können immer noch helfen, schreiben 
Sie einen Brief an den Obersten Richter des 
Obersten Gerichts Indianas: 

1) Randall Shepard 

2) alle Richter des Obersten Gerichts Indi- 
anas: Frank Sullivan, Jr.; Brent E. Dickson; 
Robert D. Rucker; Theodore R. Boehm 


Musterhrief : 


Randall T. Shepard 

Chief Justice of Indiana 

Indiana Supreme Court 

200 W. Washington Street 
Indianapolis, Indiana 46204-2732 


Sehr geehrter Richter Shepard, 
Betr: Zolo Agona Azania, Gefangener im 
Todestrakt, Indiana: 

Ich habe erfahren, dass Sie den für den 25. 
Oktober vorgesehenen Hinrichtungsbefehl 
von Herrn Azania ausgesetzt haben, um ihm 
zu erlauben, eine Petition einzureichen. 
Außerdem habe ich erfahren, dass er in sei- 
ner Petition feststellt, dass er aufgrund 
falscher Aussagen der Hauptbelastungszeu- 
gen verurteilt wurde. Dies ist ein sehr gra- 
vierender Vorwurf! 

Wie Sie wissen hat der Hauptbelastungs- 
zeuge in einer Vorvernehmung zur Wieder- 
aufnahmeverfahren für die Strafmaßfestset- 
zung fünfzehn Jahren nach dem ursprüngli- 
chen Verfahren zugegeben, dass er im ersten 
Verfahren Herrn Azania im Gerichtssaal fäl- 
schlicherweise als den Mann identifiziert hat, 
den er nach einem Banküberfall, bei dem ein 
Polizist getötet wurde, bei der Polizeiverfol- 
gung, eine Waffe und eine Perücke ins Ge- 
büsch wegwerfen sah. 

Während des Wiederaufnahmeverfahrens 
gab der Zeuge zum ersten Mal zu, dass ihm 
ein Polizist, der mit der Staatsanwaltschaft 
zusammenarbeitete - bevor er den Gerichts- 
saal betrat um auszusagen -, zeigte, wo Herr 
Azania im Gerichtssaal saß und wie er ange- 
kleidet war, und dass er ohne diese Informa- 
tion Herrn Azania nicht hätte identifizieren 
können. Diese Aussage untermauert andere 
Beweise, die nach Herrn Azania Verfahren 
gefunden wurden, welche die systematische 
Schulung und Einschüchterung von Zeugen 
und die Unterdrückung und Vernichtung von 
Beweisen nachwiesen. Diese neuen Informa- 
tionen machen eine Überprüfung von Herrn 
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Azanias Verurteilung zwingend. 

Dies ist aber nicht der einzige Streitpunkt. 
Ich habe erfahren, dass Sie immer noch nicht 
die anderen Beschwerden von Herrn Azania 
bezüglich der Ungereimtheiten in seinem 
Wiederaufnahmeverfahren zur Kenntnis ge- 
kommen, u.a. den systematischen Ausschluss 
schwarzer Geschworener und mangelhaften 
Rechtsbeistand. 

Mir ist bekannt, dass sich 70% der Daten 
von schwarzen Geschworenenanwärtern 
während Herrn Azanias Wiederaufnahme- 
verfahren auf mysteriöse Weise nicht im Ge- 
schworenenpool befanden, angeblich wegen 
einer „Computerpanne“. Hiermit wurde 
Hernn Azania sein Recht auf eine unabhän- 
gige Jury von seinesgleichen faktisch ver- 
weigert. 

Dass sein Anwalt während seines Wieder- 
aufnahmeverfahrens keine strafmildernden 
Umstände vorbrachte, ist ein schwerwiegen- 
der Vorwurf, den Sie gründlich überprüfen 
müssen, bevor Sie ein Todesurteil vollstre- 
cken lassen. 

Dem Gericht eine Frist aufzuerlegen, eine 
Entscheidung über diese Anschuldigungen 
bis zum 12. Februar, 2001 zu fällen, erschwert 
Herrn Azania den Nachweis seiner Unschuld. 

Ich bitte Sie Herrn Azania die Möglichkeit 
zu geben, alle Beweise, welche die Gerichte 
Indianas nicht untersucht haben, offen und 
vollständig vorzulegen. 

Dies ist das Mindeste, was Anständigkeit 
und Fairness verlangen. 

Hochachtungsvoll 


Kontakt: 

Zolo’s Campaign; c/o CROSSROAD Support Net- 
work; 3420 W. 63rd Street; Chicago, Illinois 
60629; Voice/Fax: 773-737-8679; e-mail: 
crsn@aol.com; http:/[www.afrikan.net/crossroad 


Zolo’s Legal Campaign; c/o People’s Law Office 
1180 N. Milwaukee Ave.; Chicago, Illinois 60622 
Telephone: 773-235-0070; e-mail: 
mdeutsch45@aol.com 


Bro. Zolo Agona Azania; #4969: Indiana State 
Prison; PO Box 41; Michigan City, Indiana 46361- 
0041; USA 
wwwn.dragking.org/freezoloazania.html 

Andere Webseiten mit Information zu Zo- 
lo Agona Azania: 

Common Courage Press: http:/[www.common- 
couragepress.com/zolo.html Voice of Indiana’s 
Political Prisoners: http://home4.inet.tele.dk/le- 
pan/lene/indiana/index.htm Canadian Coalition 
Against the Death Penalty: http://members. 
xoom.com/ccadp/zoloazania.htm 

Thoughtbombs: http://members.xoom.com/ 
thoughtbombs/zinecat.html 

Your Black Books Guide On-Line: http://www 
.melanet.com/yebbg/zolo.html und 
http://melanet.com/yebbg/editorial0297.html 
Death Row’s Aid: http:/lalerts4row. 
homestead.com/ZoloAgonaAzania.html 
http:/[DeathRowAid.homestead.com 


(Übersetzung: SPG) 


Begnadigt Robert 
„Standing Deer” 
Wilson — sofort! 


Wer ist Robert H. Wilson, auch bekannt un- 
ter dem Namen Standing Deer? Robert 
‚Standing Deer’ Wilson ist ein indianischer 
politischer Gefangener in Texas/USA. Vor 
über 20 Jahren verurteilt wegen Bankrau- 
bes, erlangte Standing Deer innerhalb der 
Bürgerrechts- und indianischen Men- 
schenrechtsbewegung Bekanntheit, als er 
einem indianischen Mitgefangenen, Leo- 
nard Peltier, offenbarte, dass er im Auftrag 
des US-Geheimdienstes L. Peltier im Knast 
ermorden (lassen) sollte. Im Gegenzug soll- 
te er Strafvergünstigung oder gar die Frei- 
heit erhalten. Standing Deer lehnte dies ab 
und setzt sich seitdem engagiert für die 
Rechte der Indigenen Völker und für die 
Einhaltung der Menschenrechte im Knast 
ein. Seit Jahren ist die gesundheitliche Si- 
tuation Standing Deers, der mittlerweile 
Mitte 70 ist, bedrohlich. Er leidet unter 
Herz- und Kreislaufproblemen, Diabetes, 
Hepatits B & C und Prostata-Krebs. Die not- 
wendige medizinische Versorgung wird 
ihm verweigert. Seine Haftsituation ist auf- 
grund seines Engagements immer wieder 
durch Verschärfungen gekennzeichnet. Um 
R.H. Wilson adäquat medizinisch behan- 
deln zu können, ist a) der Druck einer in- 
ternationalen Öffentlichkeit und b) seine 
sofortige Haftentlassung notwendig. 

Mit Ihrer Unterschrift setzen Sie sich 
dafür ein, dass die systematische Erniedri- 
gung dieses engagierten alten Mannes ge- 
stoppt und er freigelassen wird. Standing 
Deer brauchte Ihre Hilfe. 


24 Jahre reichen: Freiheit für 
Leonard Peltier 


Präsident Clinton 
kündigt Entscheidung 
über Begnadigung an 


Seit über 24 Jahren sitzt Leonard Peltier im 
Gefängnis wegen des angeblichen Mordes an 
zwei FBI-Agenten, obwohl der Staatsanwalt 
schon vor über 10 Jahre zu gegeben hat, dass 
er nicht wusste, wer die beiden Agenten getö- 
tet hat. Vor einigen Tagen hat US-Präsident 
Clinton öffentlich angekündigt, so oder so, 
demnächst eine Entscheidung über die Beg- 
nadigung von Leonard Peltier zu treffen. 
Seitdem berichten Telefonistinnen im 
Weißen Haus, dass sie viele Anrufe gegen ei- 
ne Begnadigung vom FBI bekommen. Laut 
der Washington Times hat die Vereinigung 
der FBI-Agenten, welche mehr als Dreivier- 
tel der aktiven Agenten vertritt, und die Ge- 


sellschaft der ehemaligen FBI-Agenten eine 
Gegenkampagne gestartet. U.a. haben sie ei- 
ne kostenlose Telefonverbindung zum 
Weißen Haus für Begnadigungsgegner ein- 
gerichtet. 

Das Leonard Peltier-Verteidigungskomitee 
hat zu einer Telefon-/Fax-/e-Mailkampagne 
für seine Freilassung aufgerufen. Wir unter- 
stützen diesen Aufruf und hoffen, dass viele 
andere Menschen in der BRD dies auch tun 
werden. Wir schlagen vor, jeden Montag ab 
18 Uhr das Weiße Haus mit e-Mails/Fax und 
Telefonanrufe und Leonards Freilassung zu 
fordern. Selbstverständlich es ist nicht ver- 
boten, dies täglich zu tun. Unter der Internet- 
Adresse: 

http:/[www.globalexchange.org/campaig- 
ns/usa/peltier/getInvolved.htmil kann ein ko- 
stenloses Fax gesendet werden. In der 4. Zei- 
le muss ‚this country‘ durch Ihr Geburtsland 
ersetzt werden. 

(Solidarität mit politischen Gefangenen SPG- 
Hamburg) 


President William J. Clinton 

1600 Pennsylvania Ave. NW 
Washington DC 20500 

Tel: 001-202-456-1111 

Fax: 202-456-2461 

Email: President@whitehouse.gov 


(Eine e-mail oder ein Fax könnte z.B. folgen- 
der Maßen lauten:) 


Dear President Clinton, 

I am writing to express my full support for 
parole for Mr. Leonard Peltier. 

Mr. Peltier is a Native American who has 
now been incarcerated for some 24 years af- 
ter having been found guilty ofthe murder of 
two FBI agent. Mr. Peltier has always proclai- 
med his innocence. Indeed, to the current day 
there is not one piece of direct evidence to im- 
plicate Mr. Peltier in the deaths of the two FBI 
agents and in 1986, 1993, 1995, & 1997 U.S. 
prosecutors admitted that they „......do not 
know who killed the agents.......“ On the con- 
trary, ample evidence exist to question the fai- 
rness of Mr. Peltier’s trial in 1977 and the sub- 
sequent appeals and evidentiary hearings 
e the FBI knowingly used perjured testimony 
to obtain Mr. Peltier’s extradition from Cana- 
da to the USA 
» trial judge Justice Benson was known for his 
anti-Indian sentiments 
* Mr. Peltier was tried by an all-white jury 
and not by a jury of his peers 
# Judge Benson refused to allow the jury to he- 
ar testimony of FBI misconduct 
and interfered with the cross- examination of 
prosecution witnesses 
# Mr. Peltier’s attorneys were denied the right 
to call relevant defense witnesses 
» ballistic reports were fabricated in order to 
connect him directly to the agents deaths 
prosecutors withheld vital evidence 
In the light of these and other facts the Euro- 
pean Parliament and the governments of Ita- 
ly and Belgium have passed resolutions cal- 
ling for clemency. The Assembly of First Na- 


tions (AFN) of Canada and the National Con- 
gress of American Indians (NCAI), Amnesty 
International, Nobel Peace Prize Laureates 
Rigoberta Menchu Tum and the Archbishop 
Desmond Tutu, the Kennedy Memorial Center 
for Human Rights, the Rev. Jesse Jackson, the 
Dalai Lama, the Archbishop of Canterbury, 
former US Attorney General Ramsey Clark, 
many US, British and French parlamentarians 
and millions of people around the world also 
call for the release of Mr. Peltier. 

Mr. Peltier has served far longer than most 
prisoners convicted of similar crimes, and his 
conduct in prison has been examplary. During 
his many years of incarceration he has con- 
stantly strived to serve his people: working 
with 

medical experts to improve health care de- 
livery on the reservations; helped to establish 
a program to assist talented Native youth; was 
instrumental in setting up a Native American 
scholarship program at New York University; 
helped start up a Native American newspaper 
in Washington State. He has also played a key 
role in promoting prisoner art programs. The- 
se fact alone warrant granting clemency to Mr. 
Peltier. 

Now 55 years old Mr. Peltier’s health has 
greatly deteriorated due to the lack of proper 
medical care during his incarceration. Not on- 
ly does he suffer from a heart condition, as 
well as diabetes, he has also lost most of the 
vision in one eye. 

All of these humanitarian issues weigh in 
favor of clemency. 

Sincerely, 


Neues zu Mumia 


Der aktuelle Stand 
des rechtlichen 
Kampfs 


C. Clark Kissinger (Refuse & Resist), 
11. Oktober 2000 


Bis zur Niederschrift dieser Zeilen hat der Bun- 
desbezirksrichter in Philadelphia immer noch 
kein Datum für die Gerichtsverhandlung Mu- 
mia Abu-Jamals festgesetzt - aber während- 
dessen sind wir nicht untätig! Diese Gerichts- 
verhandlung über Mumias Antrag auf Haftü- 
berprüfung (Habeas Corpus) könnte durchaus 
der entscheidende Moment in Mumias Kampf 
um Gerechtigkeit sein. Und während die Ver- 
handlung wiederholt aufgeschoben worden 
ist, wird der Tag irgendwann kommen, und 
darauf müssen wir uns jetzt vorbereiten. 
Mumias Eingabe ist ein Antrag an die Bun- 
desgerichte, seine Verurteilung im Staat Penn- 
sylvania für ungültig zu erklären, weil ihm sei- 
ne verfassungsmäßigen Rechte vorenthalten 
wurden. Wenn der Richter dem Antrag statt- 
gibt und seine Entscheidung die Berufung 
übersteht, muss der Staat Pennsylvania Mu- 
mia entweder freilassen oder ihm ein neues 


Verfahren gewähren. 

Obwohl er wusste, dass die Eingabe Mumias 
beim Bundesgericht bevorstand, unterzeich- 
nete der Gouverneur Pennsylvanias, Thomas 
Ridge, letztes Jahr einen neuen Hinrichtungs- 
befehl für Mumia. Aber der Bundesrichter Wil- 
liam H. Yohn, dem der Fall zugewiesen wur- 
de, ordnete eine Aussetzung dieses Hinrich- 
tungsbefehls an. Eine Aussetzung bedeutet je- 
doch lediglich einen Aufschub. Das Todesur- 
teil gegen Mumia ist nach wie vor gültig. 

Richter Yohn hat der Anklage und der Ver- 


teidigung mitgeteilt, dass er zuerst mündliche 
Argumente zu Anträgen über die weitere Ver- 
fahrensweise, und dann über die Petition Mu- 
mias selbst anhören wird. Diese Antrage zur 
Verfahrensweise sind von großer Bedeutung, 
weil Mumia beantragt hat, dass die gesamten 
Prozessakten der Verhandlungen gegen Mu- 
mia vor den Gerichten Pennsylvanias für nich- 
tig erklärt werden, weil sie hoffnungslos par- 
teiisch und fehlerhaft sind. Mumia verlangt 
ferner, dass das Bundesgericht eine Bewei- 
sanhörung gewährt, die ihm die Möglichkeit 
geben würde, das Beweismaterial vorzulegen, 
das von den Gerichten des Staates Pennsyl- 
vania unterdrückt wurde. 

Es könnte durchaus sein, dass der Richter 
über diese Anträge zur Verfahrensweise be- 
reits am ersten Tag der Verhandlung des Fal- 
les vor dem Bundesgericht entscheidet. Des- 
halb haben sämtliche Organisationen, die Mu- 
mia unterstützen, eine landesweite Mobilisie- 
rung für den ersten Tag der Verhandlung Mu- 
mias vor dem Bundesgericht beschlossen. Be- 
sonders wichtig ist dabei, dass am ersten Tag 
der mündlichen Verhandlungen eine massive 
Zahl von Menschen an den Kundgebungen 
vor dem Gericht selbst teilnimmt. 

Informationen über diese Mobilisierungs- 
kampagne sind über www.j4mumia.org oder 
die vor Ort tätigen Mumia-Bündnisse erhält- 
lich. 

Seit Einreichung des Habeas-Corpus-An- 
trags im letzten Jahr ist eine Reihe von wei- 
teren Eingaben bei Gericht gemacht worden, 
die Mumias Klage über die Verletzung seiner 
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verfassungsmäßigen Rechte unterstützen. Der 
ursprüngliche Habeas-Corpus-Antrag be- 
gründet 29 verschiedene Klagen über Verfas- 
sungsverletzungen bei Mumias Prozess sowie 
den späteren Berufungen innerhalb des ein- 
zelstaatlichen Gerichtssystems. Ferner hat das 
Gericht eine Zusatzeingabe zum Habeas-Cor- 
pus-Antrag erhalten, in der auf eine 30. Ver- 
fassungsverletzung hingewiesen wird. Alle 
rechtlichen Dokumente des Falle und wichti- 
ge Abschnitte des Prozessprotokolls finden 
sich auf www.refuseandresist.org/Mumia/in- 
dex. Während Richter Yohn entgegen den Ein- 
wänden der Staatsanwaltschaft mehrere An- 
träge der Anwälte Mumias gewährte, hat er 
keinen einzigen der zur Unterstützung der Be- 
rufungsklage Mumias eingereichten „Ami- 
cus-Schriftsätze“ akzeptiert. (Siehe letzte Aus- 
gabe des Infos) 

(..)JJetzt haben zwei der Gruppe, die solche 
Schriftsätze eingereicht hatten, gegen deren 
Ablehnung beim 3. Bezirksberufungsgericht 
Berufung eingelegt und andere Organisatio- 
nen gebeten, sich dieser Berufung anzusch- 
ließen. Auf der Website www.freemumia.com/ 
joinderform und vielen anderen Websites 
kann man sich darüber informieren, wie man 
sich dieser Berufung anschließen kann. 

Im Laufdieses Jahres scheint das Gericht bei 
der Bearbeitung der Berufung Mumias langsa- 
mer und langsamer geworden zu sein. Das 
könnte zum Teil Ergebnis des hohen Maßes an 
Unterstützung für Mumia sein, das sich auf 
der ganzen Welt gezeigt hat. Diese Unterstüt- 
zung reicht mittlerweile von der vernichten- 
den Kritik an den Ungerechtigkeiten des Ver- 
fahrens gegen Mumia im Bericht von Amne- 
sty International über die Tausenden von jun- 
gen Menschen auf den Straßen, die sich an 
Aktionen des zivilen Ungehorsams beteiligten 
bis zur bedeutsamen Unterstützungsdemon- 
stration durch Erzieher, Lehrer und Professo- 
ren in Form einer ganzseitigen Anzeige in der 
New York Times. Die Lehre aus alldem ist, dass 
nur der machtvolle Kampf der Bevölkerung im 
Fall Mumia Abu-Jamals für Gerechtigkeit sor- 
gen kann. (Übersetzung: SPG) 


Kurzmeldungen zu Ak- 
tionen in der BRD/Europa 
für Mumia Abu-Jamal 


1. Filmveranstaltung zu Mumia Abu-Jamal 
im Deutsch-Amerikanischen Institut am 5. 
Oktober in Tübingen, wo Annette und Mick 
gesprochen haben. Annette hat drei kleine 
Kolumnen von Mumia vorgelesen, danach 
wurde „Hinter diesen Mauern“ gezeigt, und 


Das Angehörigen info erscheint vierwöchentlich bei 
GNN Gesellschaft für Nachrichtenerfassung und 
Nachrichtenverbreitung, Verlagsgesellschaft in 
Schleswig-Holstein / Hamburg m. b. H., Neuer 
Kamp 25, 20359 Hamburg. V.i.S.d.P. : Christiane 
Schneider. Redaktionsanschrift u. Bestellungen : 


GNN-Verlag, Neuer Kamp 25, 20359 HH, Tel.: 
(040)43188820, Fax: (040) 43188821, email: 
gnn-hhsh@otelo-online.de Herausgeber : Angehö- 
rige und Freundinnen politischer Gefangener in der 
BRD, Postfach 1205, 55002 Mainz, Fax: (0 61 31) 60 
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Micks Beitrag danach liegt bei. Leider war die 
Veranstaltung nicht sehr gut besucht (24 Leu- 
te), dafür gab es hinterher eine sehr rege, woh- 
linformierte und informative Diskussion. 

2. Solidaritätskonzert der Mannheimer 
Mumiagruppe am 7. Oktober im Mannhei- 
mer Capitol. Da haben natürlich die Löwen- 
arbeit Claudia und Haru aus Mannheim ge- 
macht, und wir waren in Gestalt von Christi- 
an, Helga, Wilma, Claudia, Dennis, Khalil, 
Annette, Monika und Mick nur dort, um zu 
helfen. Obwohl die Saalmiete im Capitol trotz 
Solidaritätsermäßigung sehr teuer war, hat 
das Konzert einen Überschuß für die Vertei- 
digung ergeben - 2500.- Mark! Außerdem 
waren die Musiker sehr engagiert und haben 
Mumia auch musikalisch in ihren Stücken 
sehr unterstützt. 

3. Filmabend für Mumia Abu-Jamal im 
Heidelberger Karlstorbahnhof am 9. Oktober. 
Gezeigt wurden eine 9-minüige, sehr gute 
Fernsehdokumentation zu Mumia und ein 
langer biographischer Film zu Angela Davis, 
die 1970-72 selbst des Mordes angeklagt war 
und dann unter dem Druck der internationa- 
len Solidaritätsbewegung freigesprochen 
wurde. Auch hier sind nicht so viele Leute 
gekommen (35), aber es gab wieder eine in- 
teressante Diskussion, an der sich auch eine 
der Autorinnen des Films, die eigens gekom- 
men war, beteiligte. Außerdem haben wir dort 
wieder eine Unterstützerband angeboten be- 
kommen, und mehrere Leute haben ihre 
Adressen hinterlassen, um weiter informiert 
zu werden. 

4. Schaufenster in der Büchergilde vor und 
während der Filmwoche. Wir durften das 
ganze Fenster selbst machen, es ist sehr auf- 
fällig geworden - mit Stacheldraht und Blick 
in einen langen Zellenflur und Todesanzei- 
gen ... aber heute haben sie es ausgeräumt, 
ohne vorher Bescheid zu sagen, so dass wir 
jetzt noch nicht mal ein Foto von dem Werk 
haben. Schade. 

5. Filmwoche gegen die Todesstrafe vom 18. 
bis 25. Oktober in Zusammenarbeit mit dem 
Gloria/Gloriette-Kino. Das war nun wirklich 
eine Mammutarbeit, bei der sich etliche Leu- 
te Medaillen verdient haben. Da haben echt 
14 von uns und noch zwei aus Mannheim 
mitgeholfen - schon allein das war wirklich 
toll. Nachdem es zu Anfang praktisch keine 
Besucher gab, ist das Ganze dann doch all- 
mählich immer populärer geworden, und bei 
der letzten Vorstellung war das Gloriette dann 
doch fast voll, und die Leute haben zu unse- 
rer Ansprache Beifall geklatscht und den 
Kurzfilm unbedingt sehen wollen. 


Freiheit für Mumia Abu-Jamai Heidelberg; Annette 
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batt, ab 50 Stück das Heft zu 1,90 DM. Bei Bestel- 
lungen bitte Einzugsvollmacht beifügen oder Über- 
weisung auf das folgende Verlagskonto : Hamburger 
Sparkasse, BLZ 200 505 50, Konto-Nr. 1269/122 311. 
Herstellung und Drucklegung : GNN Gesellschaft für 
Nachrichtenerfassung und Nachrichtenverbreitung, 
Verlagsgesellschaft in Schleswig-Holstein / Hamburg 


& Michael Schiffmann; In der Neckarhelle 72; D- 
69118 Heidelberg; T/F 0049/6221/800313; mik- 
schiff@poweronline.net 


Aktionen in Amsterdam: Dort wurde der 
Zaun der US-Vertretung Stange für Stange 
mit einem gelben Band (The Yellow Ribbon, 
das Mütter in den USA tragen, deren Söhne 
in den Krieg gezogen sind) umwickelt, auf 
dem die Namen Hingerichteter geschrieben 
waren. Große Aufregung beim Sicherheits- 
personal! 


Für Köln/Düsseldorf von Bedeutung: In Am- 
sterdam-Shipol treten Kampagnenleute wie 
Angestellte von Reisebüros auf und verteilen 
Karten (travel guides), die so groß sind wie 
Tickets und Aufschriften enthalten wie: 

„Come to Florida...“ und dann den Zusatz 
enthalten, wie viele Menschen dort in diesem 
Jahr hingerichtet worden sind. 

In Planung sind solche Falttaschen, wie 
man sie im Reisebüro für Tickets bekommt, 
die äußerlich auch so aufgemacht sind und 
dann die Dollarnote mit Mumias Konterfei 
enthalten und auf der Rückseite des Scheins 
Infos gegen die Todesstrafe. Das sollen die 
Leute vor dem Boarden bekommen, damit 
sie's dann im Flieger lesen. 

Wer e-Mail-Kontakt zu-den MacherInnen 
haben will wegen Kooperation etc: amina- 
books@xsAall.nls 


den $ mstag nach Tag X 
ı Mumia-Abu-Jamal- 


Frankfurter US-K: 
monstration 


mit vorheriger De- 


Jhr, U-Bahn-Stati- 


Mumias „...aus der Todeszelle“ ist als aktua- 
lisierte Neuauflage für DM 24,00 seit Ende 
September lieferbar und ist deshalb jetzt DAS 
Buch mit dem aktuellsten Stand von Verfah- 
ren und Kampagne und sollte von Euch bei 
allen Aktivitäten angeboten werden. Bezug 
wie immer über den Atlantik verlag oder un- 
ser Postfach/Fax/eMail. 


m.b.H. Eigentumsvorbehalt: Nach diesem Eigen- 
tumsvorbehalt ist die Zeitung so lange Eigentum des 
Absenders, bis es dem Gefangenen ausgehändigt 
wird. „Zur-Habe-Nahme“ ist keine Aushändigung 
im Sinne des Vorbehalts. Wird das Info dem Gefan- 
genen nicht persönlich ausgehändigt, ist es dem Ab- 
sender mit dem Grund der Nichtaushändigung 
zurückzuschicken. Spendenkonto der Angehörigen: 
Sonderkonto Kiener, Landesbank Baden-Württem- 
berg, BLZ 600 501 01, Konto-Nr. 5454194. Redak- 
tionsschluss für Nr. 240: So, 10.12.00 


